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IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Schlaffer als Vorsitzenden und die Richterin Mag. van Best-
Obregon als Beisitzer über die Beschwerde des XXXX, StA. von Indien, gegen den Bescheid des 
Bundesasylamtes vom 12.03.2010, FZ. 08 11.290-BAW, nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung am 
01.07.2010 zu Recht erkannt: 
 

Die Beschwerde wird gemäß §§ 3, 8, 10 des Asylgesetzes 2005, BGBl. I Nr.100/2005, idgF (AsylG) 
abgewiesen. 

Text 

Entscheidungsgründe: 
 

Der Beschwerdeführer, ein indischer Staatsangehöriger, stellte am 13.11.2008 einen Antrag auf internationalen 
Schutz und wurde hiezu am selben Tag durch ein Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes niederschriftlich 
befragt. 
 

Er gab zu seinen Fluchtgründen befragt im Wesentlichen zu Protokoll, dass sein Vater Mitglied der Akali Dal 
gewesen sei. Er habe Drohungen von der Kongresspartei erhalten. Nach seiner Flucht habe seine Oma von 
diesen Personen Drohungen erhalten, dass sie die Kinder umbringen würden. Diese Personen hätten lange nach 
ihnen gesucht, sie hätten sogar die Punjab Polizei zu ihnen nach Neu Delhi geschickt, ihre Oma habe jedoch die 
Tür nicht geöffnet. Daher habe sie ihre Flucht organisiert. Im Falle einer Rückkehr würde er sicher umgebracht 
werden. 
 

Im Rahmen der Einvernahme vor dem Bundesasylamt am 23.02.2009 gab der Beschwerdeführer im 
Wesentlichen Folgendes an: 
 

Der Beschwerdeführer sei gesund. Befragt nach Beweismitteln gab er an, er lege einen Brief vor. Er habe den 
Brief von seiner Großmutter erhalten. Darin befinde sich ein "Warrant Of Arrest" und ein Schreiben. Der 
Beschwerdeführer sei von der Polizei gesucht worden, aber die Vorwürfe stimmten nicht. Sein Vater habe ihm 
den Brief vorgelesen. Befragt, ob sein Name, Geburtsdatum und der Herkunftsstaat der Wahrheit entsprächen, 
gab der Beschwerdeführer an, er heiße XXXX. Der Beschwerdeführer sei ledig, er lebe in Wien bei seinen 
Eltern und seinen Geschwistern. Er habe keine Kinder. Zwei Brüder seines Vaters lebten schon lange mit ihren 
Familien in Österreich. Der Beschwerdeführer sei in Indien in XXXX aufgewachsen, dort hätten seine Eltern ein 
Haus. Jetzt wohne niemand in diesem Haus. Als sein Vater aus Indien ausgereist sei, seien seine Mutter, sein 
Bruder und seine Schwester in die Gemeinde XXXX zu ihrer Großmutter gezogen. Sie habe auch in Neu Delhi 
eine Wohnung. Sein Vater sei schon in Österreich gewesen, als sie zu ihrer Großmutter gezogen seien. Der Vater 
sei Stammwähler der Akali Dal gewesen. Er habe viele Feinde aus der Kongresspartei gehabt. Sie hätten seinen 
Vater mehrmals attackiert und geschlagen. Persönlich habe der Beschwerdeführer die Feinde des Vaters nicht 
gekannt. Er habe direkt nie mit ihnen zu tun gehabt. Er habe XXXX verlassen, weil sie ihm in XXXX Probleme 
gemacht hätten. Befragt, warum konkret er XXXX und dann Indien verlassen habe, gab er an, es seien Leute von 
draußen gewesen, Unbekannte. Befragt, was damals geschehen sei, gab er an, er sei vor der Haustür geschlagen 
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und mit dem Umbringen bedroht worden. Es seien Unbekannte gewesen. Er sei mit seiner Familie daraufhin 
nach XXXX gezogen. XXXX sei ca. 7km von XXXX entfernt. Dort habe seine Großmutter gelebt. Diese habe 
teilweise auch in Neu Delhi gelebt. Eine Schwester seiner Großmutter habe in XXXX auch ein Haus gehabt. Sie 
hätten ca. zwei, drei Monate in XXXX gelebt und seien dann nach Neu Delhi gezogen. Bis zu seiner Ausreise 
habe er dann in Neu Delhi gewohnt. Er habe die letzten fünf bis sechs Jahre regelmäßig in Neu Delhi gewohnt, 
nur hin und wieder hätten sie in XXXX Verwandte besucht. Befragt, warum er nach so vielen Jahren Neu Delhi 
verlassen habe, gab er an, das Problem sei gewesen, er habe Probleme mit der Polizei aus dem Punjab. Diese sei 
in Neu Delhi zum Erkunden gewesen. Nachgefragt gab er an, wegen dieser fälschlichen Anzeige sei die Polizei 
in Neu Delhi gewesen. Wann genau wisse er nicht. Sie seien zwei oder drei Mal gekommen. Nachgefragt gab er 
an, zuletzt seien sie einen Monat vor dem Verlassen Indiens in der Wohnung in Neu Delhi gewesen. Davor seien 
sie auch zwei Mal da gewesen. Einmal sei der Beschwerdeführer zu Hause gewesen, da habe seine Oma durchs 
Guckloch geschaut und Polizisten gesehen. Sie habe die Tür nicht aufgemacht. Nachgefragt gab er an, seine 
Oma habe gesagt, die Polizei komme sicher wegen einer falschen Anzeige. Über Vorhalt, dass das nach so 
vielen Jahren wenig plausibel erscheine, noch dazu da jetzt die Akali Dal die Mehrheit im Punjab habe, gab er 
an, sie hätten trotzdem keine Hilfe bekommen. Die Kongresspartei habe gegen ihn Anzeige erstattet. Über 
Nachfrage gab er an, dass sie das aus Feindseligkeit zu seinem Vater getan habe. Befragt, warum die Mutter im 
Jahr 2006 aus Indien ausgereist sei, gab er an, damals habe ein Schlepper die Möglichkeit für seine Mutter und 
ein Kind gehabt. Sie habe auch Probleme gehabt. Wenn sie ein Familienmitglied erwischt hätten, hätten sie sie 
umgebracht. Er meine damit die Leute von der Kongresspartei aus seinem Heimatort. Die befürchtete Anzeige 
gegen den Beschwerdeführer sei das auslösende Ereignis für das Verlassen Indiens gewesen. Im Falle einer 
Rückkehr habe er Angst, dass sie ihn töten würden. Er meine damit die Feinde seines Vaters. Weitere Gründe 
wolle er nicht geltend machen. 
 

In der Folge wurde seitens des Bundesasylamtes hinsichtlich des Haftbefehles und des Schreibens eines 
Rechtsanwaltes Erhebungen über das Bundeskriminalamt durchgeführt. Der Untersuchungsbericht vom 
15.07.2009 ergab u.a., dass bei der Untersuchung des Schriftbildes des Schriftstückes mit der Überschrift 
"Warrant Of Arrest", datiert mit XXXX, ausgestellt in XXXX sowie des Schriftstückes mit der Aufschrift "Law 
Firm", datiert mit XXXX, ausgestellt in XXXX, habe festgestellt werden können, dass diese unter Verwendung 
derselben Schreibmaschine geschrieben worden seien. Die Typen würden idente individuelle Merkmale und 
Fehljustierungen aufweisen. Da ein aussagekräftiger Handschriftenvergleich mangels Vergleichsmöglichkeit 
nicht möglich gewesen sei, seien die optisch/physikalischen Eigenschaften des Schreibmittels der Unterschriften 
auf dem Schreiben der Anlagen 1 und 2 untersucht wurden. Die bei der Untersuchung erhaltenen Befunde hätten 
ergäben, dass es sehr wahrscheinlich sei, dass es sich dabei um dasselbe Schreibgerät handle. 
 

Am 04.03.2010 wurde der Beschwerdeführer neuerlich einvernommen, wobei er im Wesentlichen Folgendes 
vorbrachte: 
 

Ihm gehe es gut. Er lege eine Geburtsurkunde und ein Schreiben des Sarpanch vor. Seine Eltern, seine 
Schwestern, sein Bruder befänden sich in Österreich. Sie betrieben alle ein Asylverfahren, alle Verfahren seien 
noch offen. Er habe Kontakt zu seiner Großmutter mütterlicherseits in Indien. Über Vorhalt, dass es sich beim 
Schreiben des Anwaltes und dem "Warrant Of Arrest" allem Anschein nach unter Hinweis auf den 
Untersuchungsbericht um eine Fälschung handle, führte er aus, was solle er dazu sagen, seine Großmutter habe 
ihm die Schriftstücke geschickt und er denke, dass sie echt seien. Es gäbe in der Zwischenzeit nichts Neues aus 
Indien zu berichten. Er habe nach wie vor die Probleme, die er bereits bei den anderen Befragungen angegeben 
habe. Weitere Gründe für das Stellen des Asylantrages gäbe es nicht. 
 

Das Bundesasylamt wies mit Bescheid vom 12.03.2010, FZ: 08 11.290-BAW, den Antrag auf internationalen 
Schutz gemäß § 3 Abs. 1 AsylG ab und erkannte dem Beschwerdeführer den Status des Asylberechtigten nicht 
zu (Spruchpunkt I.), erkannte ihm gemäß § 8 Abs. 1 AsylG den Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug 
auf den Herkunftsstaat Indien nicht zu (Spruchpunkt II.) und wies ihn gemäß § 10 Abs. 1 AsylG aus dem 
österreichischen Bundesgebiet nach Indien aus (Spruchpunkt III.). 
 

Begründend führte das Bundesasylamt aus, dass das Vorbringen des Beschwerdeführers bezüglich der 
geschilderten Fluchgründe den Anforderungen an eine Glaubhaftmachung nicht genüge. Von sich aus sei der 
Beschwerdeführer in keiner Phase der Befragung in der Lage gewesen, konkrete, detaillierte und differenzierte 
Angaben zum Sachverhalt darzulegen. Auch nach mehrmaligen Rückfragen habe er im Ergebnis bloß stereotype 
Stehsätze in den Raum gestellt. Seine Ausführungen seien durchwegs bar an Interaktionen oder an lebendigen 
Elementen gewesen. So habe er etwa nach Aufforderung, den Grund für das Verlassen seines Heimatlandes nach 
Möglichkeit so detailliert darzulegen, dass dieser auch für eine unbeteiligte Person nachvollziehbar sei, lediglich 
angegeben, es wären Leute von draußen gewesen, die ihm die Probleme bereitet hätten. Nachgefragt und 
abermals zu ausführlicheren Angaben aufgefordert, habe er nur anzudeuten gewusst, dass er vor der Haustüre 
geschlagen worden wäre und dass man ihn hätte umbringen wollen. Beschreibungen oder Hintergründe sei er 
auch nach weiterer Nachfrage schuldig geblieben. Er habe gesagt, dass er danach mehrere Jahre in Neu Delhi bei 
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seiner Großmutter gewohnt habe. Gefragt, warum er da nicht in Neu Delhi geblieben sei, habe er die Polizei ins 
Spiel gebracht. Wieso und auf wessen Betreiben er von der Polizei gesucht werden sollte, darüber habe er nur 
vage spekuliert. Zwei oder drei Mal sei die Polizei zu ihm nach Hause gekommen, genau würde er das nicht 
wissen. Er habe das alles nur von seiner Großmutter erfahren. Es habe alles irgendwie mit seinem Vater zu tun 
gehabt, habe er gemutmaßt. Hinzu komme, dass schon die Begründung des Asylantrages seines Vaters aus dem 
Jahr 2003, auf die sich seine Fluchtgeschichte letztendlich auch stütze, vom Bundesasylamt als unglaubwürdig 
angesehen worden sei. Der Beschwerdeführer habe zur Untermauerung seiner Behauptungen Beweismittel 
vorgelegt, und zwar in Form eines "Warrant Of Arrest" und ein Schreiben eines Rechtsanwaltes, das sich auf 
diesen Haftbefehl beziehe. Die Schriftstücke seien zwecks urkundentechnischer Untersuchungen an das 
Bundeskriminalamt übermittelt worden und aus dem Untersuchungsbericht gehe klar hervor, dass es so gut wie 
als erwiesen anzusehen sei, dass beide Schreiben mit ein und derselben Schreibmaschine verfasst worden seien. 
Der Formularvordruck des "Warrant Of Arrest" stelle eine im Wege eines Kopierverfahrens hergestellte 
Reproduktion dar. Am gesamten Formular seien Reproduktionsspuren erkennbar gewesen. Das Spurenbild habe 
auf die Entfernung ursprünglich angebrachter Ausfüllschriften und Heftklammern sowie eine anschließende 
Reproduktion des retuschierten Formulars hingewiesen. Auch der am Formular ersichtliche Stempelabdruck sei 
eine Reproduktion. Es sei im Ergebnis augenscheinlich, dass es sich bei diesen vom Beschwerdeführer 
vorgelegten Beweismitteln um eine Fälschung handle. Es sei darauf hinzuweisen, dass schon seine behauptete 
Familienzugehörigkeit im hohen Maße zweifelhaft sei. Sein angeblicher Vater habe im Zuge seines 
Asylverfahrens an keiner Stelle angegeben, dass er auch einen Sohn seines Namens habe. Er habe zwar 
angegeben, dass er zwei Kinder habe, der Beschwerdeführer sei aber nicht darunter gewesen. Auch seine 
angebliche Mutter habe in ihrem Verfahren nie seinen Namen erwähnt. Ebenso wenig wie im Übrigen auch sein 
angeblicher Bruder. Nachdem offensichtlich sei, dass Haftbefehl und Anwaltsschreiben fingiert seien, liege es 
nahe, dass auch das Schreiben des Bürgermeisters und die Geburtsurkunde gefälscht seien. Die vom 
Beschwerdeführer vorgelegten Beweismittel seien allem Anschein nicht echt. Schon seine 
Familienzugehörigkeit sei im höchsten Maße fraglich. Es sei ihm im Ergebnis nicht gelungen, begründete Furcht 
vor Verfolgung glaubhaft zu machen. 
 

Mangels Glaubwürdigkeit des Vorbringens des Beschwerdeführers und da auch sonst nichts zu erkennen 
gewesen sei, was auf eine Verfolgungsgefahr im gegenständlichen Fall hindeuten könnte, sei der Asylantrag 
aufgrund Fehlens der Flüchtlingseigenschaft abzuweisen gewesen. Da im gegenständlichen Fall von einer 
Glaubhaftmachung der Fluchgründe nicht gesprochen werden könne, könne auch nicht vom Vorliegen einer 
Gefahr im Sinne des § 50 FPG 2005 ausgegangen werden. Aufgrund der getroffenen Feststellungen könne ferner 
nicht davon gesprochen werden, dass in Indien eine nicht sanktionierte ständige Praxis grober und 
offenkundiger, massenhafter Menschenrechtsverletzungen herrschen würde. Somit könnten auch von 
Amtswegen keine stichhaltigen, dem Refoulement nach Indien entgegenstehende Gründe erkannt werden. Dass 
seine Ausweisung aus Österreich einen Eingriff in sein Familienleben darstellen könnte, habe sich im Rahmen 
des Ermittlungsverfahrens nicht ergeben. Zudem sei bei einer Abwägung die Ausweisung gerechtfertigt. Der 
Beschwerdeführer halte sich erst seit kurzem Zeitraum im Bundesgebiet auf, während er den Großteil seines 
Lebens in Indien verbracht habe. Er sei illegal eingereist und habe niemals einen anderen als einen 
vorübergehenden, asylrechtlichen Aufenthaltstitel gehabt. Er könne sich in der deutschen Sprache nicht 
ausreichend verständlich machen und daher nicht ungehindert am gesellschaftlichen Leben aktiv teilnehmen. Er 
gehe im Bundesgebiet keiner geregelten legalen Arbeit nach. Er verfüge kaum ausreichend über Mittel, seinen 
Unterhalt und seine soziale Versorgung dauerhaft zu sichern. Dem gegenüber stünden die öffentlichen Interessen 
an einem geordneten Fremdenwesen. Aufgrund der Gesamtabwägung der Interessen und unter Beachtung aller 
bekannten Umstände ergäbe sich, dass seine Auswesiung gerechtfertigt sei. 
 

Gegen diesen Bescheid erhob der Vertreter des Beschwerdeführers fristgerecht das Rechtsmittel der Beschwerde 
und führte im Wesentlichen Folgendes aus: 
 

Es seien keine Recherchen in seinem Heimatort erfolgt und seien keine Auskünfte eingeholt worden, obwohl der 
Beschwerdeführer damit ausdrücklich einverstanden gewesen sei. Im Bescheid werde auf Seite 3 festgestellt, 
dass davon auszugehen sei, dass er der Sohn des XXXX sei und daher seine Identität geglaubt werde. Weiters 
habe er eine Geburtsurkunde betreffend seine Person vorgelegt. Dennoch gelange die Behörde auf Seite 7 in den 
Feststellungen zum Schluss, dass seine Identität nicht mit der erforderlichen Sicherheit fest stünde. Ebenso 
könne nicht erkannt werden, ob er tatsächlich zu dieser Familie gehöre. Der Widerspruch zwischen Begründung 
und Feststellung sei nicht nachvollziehbar. Aus diesen widersprüchlichen Feststellungen sei die Behörde zum 
falschen Schluss gekommen, dass er in Österreich kein Familienleben hätte. Angesichts der Tatsache, dass seine 
Eltern und Geschwister in Österreich lebten, eine absolut falsche Feststellung. Die Recherche in seiner engeren 
Heimat sei jedenfalls sehr schlecht durchgeführt worden. So werde im bekämpften Bescheid behauptet, dass die 
Urkunden, die er aus Indien geschickt erhalten habe, falsch seien. Eine ihm nachvollziehbare Begründung sei 
nicht ausreichend gegeben worden, lediglich sei ihm ein Vorhalt hinsichtlich einer Untersuchung des BKA 
gemacht worden. Das Gutachten sei ihm nicht gezeigt worden. Insoweit habe er kein vollständiges Parteiengehör 
gehabt. Über die gegen ihn in Indien stattgefundene Verfolgung durch die Polizeibehörden seien überhaupt keine 
Nachforschungen angestellt worden, obwohl er diese beantragt hätte bzw. die Behörde sein Einverständnis 
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gehabt hätte. Er sei seines Lebens in Indien nicht sicher. Die Recherche sei äußert mangelhaft gewesen und seien 
die Ergebnisse in mehreren Punkten falsch. Neben Ausführungen zu seiner Glaubwürdigkeit habe sich die 
Behörde mit dem von ihm geschilderten Sachverhalt überhaupt nicht auseinander gesetzt. Zusammenfassend sei 
der Bescheid nicht ausreichend begründet, weil man sich mit seiner Aussage zu wenig auseinander gesetzt habe. 
Er müsse daher weitere noch detailliertere Angaben machen, insbesondere hinsichtlich seiner Identität und der 
gegen ihn stattgefundenen Verfolgung, wozu er auch bereit sei. Die mangelnden Details seien im Rahmen der 
Beweiswürdigung durch die Erstbehörde gerügt worden. 
 

Am 01.07.2010 fand beim Asylgerichtshof eine öffentliche mündliche Verhandlung statt, bei der sich Folgendes 
ereignete: 
 

BFV legt vor ein Konvolut an Unterlagen (Beilage 1). 
 

VR: Was hat Sie bewogen, Ihr Heimatland zu verlassen? 
 

BF1: Ich war Mitglied der Akali Dal-Partei in meiner Heimat und habe diese auch tatkräftig unterstützt. Unser 
Gegner ist die Kongresspartei und es gab viele Mitglieder dieser in meinem Dorf. Diese haben mich öfters 
ermahnt, meine Tätigkeit für die Akali Dal zu unterlassen. Aber wegen meiner Überzeugung wollte ich das nicht 
tun und blieb weiterhin ein aktives Mitglied und Unterstützer der Akali Dal. Im Oktober 2002 wurde ich von 8 
bis 10 Personen geschlagen und bedroht. Dasselbe geschah im Dezember 2002. Nach beiden Vorfällen haben die 
Täter mich bei der Polizei angezeigt und ich wurde jedes Mal ein bis 2 Tage bei der Polizei angehalten. Ich 
wurde unterdrückt, zuzugeben, dass ich der Täter bin. Obwohl ich eigentlich das Opfer war. Auch meine 
Verletzungen habe ich privat bei einem Arzt behandeln lassen. Nach diesen beiden Vorfällen wurde ich 
weiterhin von Anhängern der Kongresspartei bedroht und aus Angst vor weiteren Vorfällen, habe ich mich 2003 
entschieden, aus Indien zu flüchten und reiste ins Ausland. Meine Familie hielt sich nach meiner Ausreise aus 
Indien teilweise in New Delhi, wo die Mutter meiner Frau lebt, auf und teilweise im Dorf XXXX auf. Aus Angst 
vor den Anhängern der Kongresspartei trauten sie sich nicht, in meinem Heimatdorf XXXX aufzuhalten. Die 
Anhänger der Kongresspartei haben meine Familie bedroht, dass sie auch meiner Familie schaden werden. 
 

VR: Wann wurden Sie von der Polizei festgenommen? 
 

BF1 (angebl. Vater des Beschwerdeführers): Das 1. Mal war Oktober 2002, das 2. Mal Dezember 2002. 
 

VR: Wo wurden Sie das 1. Mal von der Polizei festgenommen? 
 

BF1: Es war auf einem Weg, außerhalb meines Heimatdorfes. 
 

VR: Wie hat die Polizei Sie dort gefunden? 
 

BF1: Ich war unterwegs dort, als ich von der Polizei angehalten wurde. Sie fragten, wie ich heiße und sagten, 
dass es eine Anzeige gegen mich gibt. Dann haben sie mich mitgenommen. 
 

VR: Wie lange wurden Sie angehalten? 
 

BF1: Am nächsten Tag wurde ich auf Intervention des Dorfrates wieder freigelassen. 
 

VR: Wo und wann wurden Sie das 2. Mal von der Polizei festgenommen? 
 

BF1: Das 2. Mal wurde ich zu Hause festgenommen. 
 

VR: Wann war das? 
 

BF1: Dezember 2002. 
 

VR: Können Sie das noch genauer sagen? 
 

BF1: In der 2. Hälfte des Dezembers, das genaue Datum weiß ich nicht mehr. 
 

VR: Wer war damals aller zu Hause? 
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BF1: Meine Gattin und meine Kinder. Es war in der Früh, als die Polizei kam. 
 

VR: Wie viele Polizisten sind gekommen? 
 

BF1: 5 oder 6 Polizisten. 
 

VR: Wieso können Sie nicht genau sagen, ob es 5 oder 6 waren? 
 

BF1: Der 6. Mann war der Fahrer, also 5 Polizisten und der Fahrer. 
 

VR: Warum haben Sie dann vorher 5 oder 6 gesagt? 
 

BF1: Der 6. saß im Auto. 
 

VR: Wann wurden Sie das 1. Mal verprügelt? 
 

BF1: Oktober 2002. 
 

VR: Wie lange hat es gedauert, dass Sie das 1. Mal von der Polizei danach festgenommen worden sind? 
 

BF1: Am nächsten Tag wurde ich angehalten und von der Polizei festgenommen. 
 

VR: Hatten Sie damals Verletzungsspuren? 
 

BF1: Ich hatte Prellungen im Gesicht, da sie mich mit den Fäusten geschlagen hatten. Ins Gesicht und am 
Rücken. 
 

VR: Hat man diese Verletzungen in Ihrem Gesicht wahrgenommen? 
 

BF1: Ja, damals hatte ich Schwellungen. 
 

VR: Wo genau? 
 

BF1: Auf beiden Gesichtshälften und am Rücken. 
 

VR: Außer, dass Sie geschwollen waren, hat man nichts gesehen? 
 

BF1: Blaue Flecken hatte ich auch. 
 

VR: Wo? 
 

BF1: Unter den Augen, an den Wangen. 
 

VR: Haben Sie damals Personen gekannt, die Sie verprügelt hatten? 
 

BF1: 2 von ihnen kannte ich, es waren Dorfbewohner aus meinem Dorf, die anderen waren von außerhalb. 
 

VR: Wie haben die 2 geheißen? 
 

BF1: XXXX und XXXX, beide waren Anhänger der Kongresspartei. 
 

VR: Hatten diese beiden öffentliche Funktionen inne? 
 

BF1: Sie waren normale Mitglieder der Partei. Sie haben mich auch bedroht, dass ich meine Partei verlassen 
sollte, sonst würde etwas mit mir geschehen. 
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VR: Wann sind Sie das 2. Mal verprügelt worden? 
 

BF1: Dezember 2002. 
 

VR: Wann nachher hat Sie die Polizei wieder festgenommen? 
 

BF1: Am nächsten Morgen wurde ich von der Polizei mitgenommen. 
 

VR: Beim 2. Mal wurden Sie von den Anhängern der Kongresspartei auch geschlagen? 
 

BF1: Ja. 
 

VR: Wo war die Prügelei? 
 

BF1: Ich war auf meinem Fahrrad unterwegs, es war etwas außerhalb des Heimatdorfes, als mich diese Leute 
umringt und dann verprügelt haben. 
 

VR: Wie viele Personen waren das? 
 

BF1: 4 oder 5. Sie haben mich geohrfeigt. Diese Leute kannte ich nicht, es war keiner von unserem Dorf dabei. 
 

VR: Als die Polizei das 2. Mal kam, wer von Ihrer Familie war da zu Hause? 
 

BF1: Das 2. Mal wurde ich von außerhalb des Hauses festgenommen, außer mir war niemand dort anwesend. 
 

VR: Wie viele Polizisten kamen damals? 
 

BF1: 3 Personen. 
 

VR: Wo genau wurden Sie festgenommen? 
 

BF1: Ich war außerhalb des Dorfes unterwegs, als die Polizisten mich angehalten und nach meinem Namen 
fragten. Ich sagte meinen Namen. Dann haben sie mir gesagt, dass es eine Anzeige gegen mich gäbe und ich 
wurde mitgenommen. 
 

VR: Wie lange wurden Sie festgehalten? 
 

BF1: Ich wurde am selben Abend freigelassen, diesmal wurde ich wieder durch Intervention des Dorfrates 
freigelassen. 
 

VR: Warum haben Sie beim BAA ursprünglich immer angegeben, dass Sie keine Verletzungsspuren hatten? 
 

BF1: Ich habe angegeben, dass ich Prellungen hatte, diese jedoch nach einiger Zeit abgeklungen waren und 
daher konnte man keine Spuren der Prügelei erkennen. 
 

VR: Warum haben Sie in der Folge, nach Vorhalt des BAA, angegeben, dass nur die linke Gesichtshälfte 
geschwollen und blau gewesen wäre, sowie der Rücken, heute behaupten Sie das auch für die rechte 
Gesichtshälfte? 
 

BF1: Ich habe genauso wie heute auf beide Wangen mit dem Finger gezeigt. Ich weiß nicht, warum nur die linke 
Wange protokolliert wurde. 
 

VR: Wann und wo hat Sie die Polizei festgenommen? 
 

BF1: Einmal wurde ich unterwegs von der Polizei angehalten und mitgenommen, einmal wurde ich von zu 
Hause festgenommen, das war in der Früh. 
 

VR: Wann jeweils? 
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BF1: Soweit ich mich erinnere, das 1. Mal wurde ich von außerhalb, als ich unterwegs war, festgenommen, das 
2. Mal in der Früh von zu Hause. Da hat meine Familie noch geschlafen. 
 

VR: Beim BAA haben Sie gesagt, dass beim 1. Mal die Polizei zu Ihnen nach Hause gekommen wäre und nicht 
am nächsten Tag, sondern am Tag des Übergriffes, zu Mittag? 
 

BF1: Wie gesagt, ich kann mich jetzt nicht genau erinnern. Es kann sein, dass ich das 1. Mal von zu Hause 
festgenommen wurde. 
 

VR: Beim BAA haben Sie auch angegeben, dass Sie zu Hause verprügelt worden wären? 
 

BF1: Ich wurde beide Male außerhalb des Hauses verprügelt, einmal jedoch sind diese Männer auch gekommen 
und haben versucht, hineinzukommen. Wir haben aber die Tür nicht aufgemacht. Sie klopften laut draußen, und 
gingen dann. 
 

VR: Das haben Sie noch nicht erwähnt? Beim BAA haben Sie gesagt, Dezember 2002 wären Sie im Haus 
verprügelt worden. Die Fenster und Türen wären auch beschädigt worden? 
 

BF1 schweigt. 
 

BF1: Wie gesagt, ich kann mich jetzt nicht erinnern. 
 

VR: Es ist nicht wahr, was Sie erzählen. Stimmt das? 
 

BF1: Es ist richtig, dass ich 2 Mal von Anhängern der Kongresspartei verprügelt wurde. Ich habe Ihnen meine 
Probleme erzählt, es kann sein, dass ich mich bei den genauen Abläufen geirrt habe. 
 

VR: Beim BAA haben Sie ausgesagt, dass die 2 genanten Leute, die Sie gekannt und die Sie verprügelt hätten, 
der Gemeinderat und der Bürgermeister gewesen wären? 
 

BF1: Ja, das ist richtig, sie waren Dorfratsmitglied und Bürgermeister, aber von der Kongresspartei. 
 

VR: Ich habe Sie gefragt, ob diese eine öffentliche Funktion innehatten. Sie sagten Nein. 
 

BF1: Ich dachte, dass ich ihre Stellung in der Kongresspartei angeben sollte. 
 

VR: Wenn jemand Bürgermeister ist, hat er keine Funktion in der Partei? 
 

BF1: Jetzt gebe ich an, damals waren XXXX und XXXX Dorfratsmitglied und Bürgermeister waren, aber jetzt 
nicht mehr. XXXX war Bürgermeister und XXXX Dorfratsmitglied. 
 

VR: Seit wann war dieser Bürgermeister? 
 

BF1: Seit 2002, ich denke, bis 2005. 
 

VR: Seit wann 2002? 
 

BF1: Ich denke, Jänner oder Februar 2002. 
 

VR: Warum haben Sie beim BAA ausgesagt, dass damals, als Sie verprügelt wurden, XXXX noch nicht 
Bürgermeister gewesen sei? 
 

BF1: Ich korrigiere mich, damals war XXXX der Bürgermeister. XXXX wurde erst 2005 Bürgermeister. 
 

VR: Seit wann 2005 war XXXX Bürgermeister? 
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BF1: Das war nach meiner Ausreise, ich reiste 2003 aus und er wurde danach Bürgermeister. Ich weiß nicht 
genau, wann. Ich weiß auch nicht genau, ob es 2004 oder 2005 war. 
 

VR: Wie viele Kinder haben Sie? 
 

BF1: 3. 
 

VR: Warum haben Sie ewig angegeben, nur 2 Kinder zu haben? 
 

BF1: Nein, ich sagte, ich habe 2 Söhne und 1 Tochter. 
 

VR: Ihre Frau und Ihr Sohn haben ebenfalls angegeben, dass Sie nur 2 Kinder haben? 
 

BF1: Vielleicht meinte sie, dass 2 Kinder noch in Indien sind, weil sie mit einem Sohn herkam. 
 

VR: Es wurde genau gefragt, wie viele Kinder hier und wie viele im Heimatland wären. Wie gibt es das? 
 

BF1: Vielleicht hat der Dolmetscher Fehler gemacht. Ich sagte immer, dass ich 3 Kinder habe. 
 

VR: Sie haben zuerst angegeben, überhaupt nur einen Sohn zu haben. Später haben Sie erwähnt, eine Tochter zu 
haben und Sie wurden darauf angesprochen. Sie hätten doch angeben müssen, dass Sie sogar 2 Söhne haben und 
eine Tochter? 
 

BF1: Das muss ein Missverständnis gewesen sein, da nicht alle Kinder gleichzeitig nach Österreich kamen. 
Vielleicht meinte ich oder meine Frau, dass ein Kind noch bei den Großeltern war. Warum sollte ich meine 
Kinder leugnen? 
 

VR: Ich weiß nicht, aber Sie haben es getan bzw. muss es gar nicht sein, dass das Ihr Sohn ist. 
 

BF1: Ich habe 3 Kinder. Ich habe keinen Grund, ein Kind von jemand anderem anzugeben. 
 

VR: Sie sind auch bei Ihrer Fluchtgeschichte nicht bei der Wahrheit geblieben. Also, dass Sie die Wahrheit nicht 
sagen, hat sich schon herausgestellt. 
 

BF1: Ich versichere Ihnen, dass ich die Wahrheit sage. Ich habe 3 Kinder und meine Fluchtgeschichte ist wahr. 
 

VR: Was machen Sie hier in Österreich? 
 

BF1: Ich habe hier eine Firma gegründet und bin Marktfahrer. 
 

VR: Sprechen Sie Deutsch? 
 

BF1: Ja. 
 

VR: Dann antworten Sie auch auf Deutsch. 
 

BF1 spricht Punjabi: Ich kann mich mit den Kunden verständigen und die Waren verkaufen. 
 

BR: Dafür braucht man nicht viel Deutsch. 
 

BF1: Mein Bruder lebt schon lange Jahre in Österreich. Er ist österreichischer Staatsbürger. 
 

BR: Sprechen Sie mit ihm Deutsch? 
 

BF1: Nein. Wir sprechen Punjabi. Ich meine, er spricht Deutsch. 
 

VR: Seit wann sind Sie Marktfahrer und haben Ihre Firma? 
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BF1: Seit einem Jahr. 
 

VR: Haben Sie davor etwas gearbeitet? 
 

BF1: Davor habe ich als Putzpersonal im XXXX Bezirk gearbeitet. Ich durfte 15 Stunden pro Woche mit 
Arbeitsgenehmigung arbeiten. Ich habe das 6 Monate gemacht, von Dezember bis April. 
 

VR: Außer Ihrer Kernfamilie und Ihrem Bruder, haben Sie sonst noch Verwandte hier in Österreich? 
 

BF1: Mein jüngerer Bruder samt seiner Familie ist auch hier. 
 

VR: Welchen Status hat dieser? 
 

BF1: Er hat auch die österreichische Staatsbürgerschaft. Auch seine Familie sind österreichische Staatsbürger. 
 

VR: Wo leben Sie hier? 
 

BF1: Im XXXX Bezirk. In der XXXX. 
 

VR: Mit wem leben Sie dort? 
 

BF1: Mit meiner Kernfamilie. Die Kinder meiner Brüder besuchen uns. 
 

VR: Wer von Ihrer Familie lebt noch in Indien? 
 

BF1: Niemand. 
 

VR: Was ist mit Ihren Eltern? 
 

BF1: Meine Eltern sind verstorben. 
 

VR: Was ist mit Ihren Schwiegereltern? 
 

BF1: Sie leben in Delhi bzw. mein Schwiegervater lebt in Amerika. 
 

VR: Was ist mit Ihrem Haus und Ihrer Landwirtschaft in Indien? 
 

BF1: Meine Landwirtschaft habe ich verkauft. Meine Schwiegermutter sagte, dass mein Haus abgerissen wurde. 
Das Land wurde beschlagnahmt. Ich denke, es waren Anhänger der gegnerischen Partei. 
 

VR: Ist es Indien so leicht möglich, einfach das Land von jemandem zu beschlagnahmen und das Haus 
abzureißen? 
 

BF1: Ja, mein Haus wurde abgerissen, das war 2009. 
 

VR: Welche Partei ist jetzt im Punjab an der Macht? 
 

BF1: Die Kongresspartei. 
 

VR: Im Punjab? 
 

BF1: Die Akali Dal. 
 

VR: Obwohl Ihre Partei an der Macht ist, traut sich jemand von der gegnerischen Partei, Ihr Haus abzureißen 
und Ihr Land zu beschlagnahmen? 
 

BF1: Ja, ich bin jetzt in Österreich und gibt niemanden, der auf mein Haus aufgepasst hätte. 
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VR: Sie haben doch viele Bestätigungen vorlegt, offenbar von viele Parteifreunden in Indien? 
 

BF: Ich habe Ihnen Fotos von dem abgerissenen Haus vorgelegt. Meine Schwiegermutter hat das veranlasst. 
 

VR: War Ihre Schwiegermutter dabei, als Ihr Haus abgerissen wurde? 
 

BF1: Nein. Sie war in Delhi, aber sie war einmal dort und hat gesehen, dass das Haus abgerissen worden war. 
 

VR: Aber auf den Fotos sind doch Leute zu sehen, die dort arbeiten? 
 

BF1: Das sind vielleicht Leute, die die Sachen dort wegtragen. 
 

VR: Und da wächst ein Baum oder Busch? 
 

BF1: Es kann sein, dass dort etwas gewachsen ist, weil wir nicht dort waren, das Land zu pflegen. 
 

VR: Was ist mit dem Haus Ihrer Schwiegermutter in XXXX? 
 

BF1: Sie haben dieses noch. Mein Schwiegervater hat früher am Flughafen gearbeitet. Sie haben von der 
Regierung eine Wohnung in Delhi bekommen. 
 

BF2 (angebl. Mutter des Beschwerdeführers) wird in den Saal gerufen. 
 

VR: Warum haben Sie Ihr Heimatland verlassen? 
 

BF2: Mein Mann hatte Probleme mit Anhängern der Kongresspartei, selbst nach seiner Ausreise aus Indien 
wurden ich und meine Familie von diesen Leuten schikaniert. Deshalb musste ich auch Indien verlassen. 
 

VR: Können Sie das konkreter angeben, wann, von wem und wie oft war das? 
 

BF2: Die Probleme entstanden dadurch, dass mein Mann die Akali Dal aktiv unterstützt hat. 
 

VR: Welcher Art und Weise waren konkret Ihre Probleme? 
 

BF2: Als mein Mann noch da war, wurde er von Anhängern der Kongresspartei verprügelt. Als er ausgereist 
war, kamen einige Männer und bedrohten mich, dass ich seine Adresse preisgeben sollte, sonst würde ich auch 
geschlagen. 
 

VR: Wann war das? 
 

BF2: Wir sind nach Österreich im Jahr 2005 gekommen. Diese Männer kamen 2004 zu uns. Nachdem diese 
Männer uns bedroht hatten, hatte ich so viel Angst, dass ich zu meiner Mutter ging. Sie haben mich mit dem 
Umbringen bedroht. 
 

VR: Einmal also? 
 

BF2: Nein, 2 Mal. 
 

VR: Wann war das genau, wie viel Zeit war dazwischen, etc.? 
 

BF2: Das 1. Mal sind sie im Mai 2004 gekommen, das 2. Mal Juli 2004. 
 

VR: Wie viele Personen kamen, wo genau war das, wer aller war zu Hause, etc.? 
 

BF2: 4 oder 5 Männer kamen beide Male. Als wir im Dezember von meiner Mutter zurück in unser Dorf kamen, 
sind sie abermals im November gekommen. 
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VR: Diese kamen zu Ihnen nach Hause, wer war aller zu Hause? 
 

BF2: Ja. Meine Kinder und ich. 
 

VR: Wen meinen Sie genau, wenn Sie von Ihren Kindern sprechen? 
 

BF2: Bei den ersten 2 Malen waren meine 3 Kinder zu Hause. Später hatte ich meine Tochter und einen Sohn bei 
meiner Mutter gelassen, also war nur ein Sohn bei mir. 
 

VR: Warum hat Ihr Sohn, XXXX, nichts von den Bedrohungen gewusst, als man ihn beim BAA befragte? 
 

BF2: Er war sehr jung damals, ich wollte ihn damit nicht verängstigen. 
 

VR: Sie sagten doch, er war zu Hause. 
 

BF2: Er schlief oben, als die Männer kamen, im Erdgeschoss. Als er fragte, sagte ich ihm nicht, dass Männer, die 
uns bedrohten, gekommen waren. 
 

VR: Wurde Ihr Mann von der Polizei festgenommen, wann war das? 
 

BF2: Ja, vor seiner Ausreise aus Indien. 
 

VR: Wann? Haben Sie es selbst miterlebt, als das geschah? 
 

BF2: Ja. 
 

VR: Wann also? 
 

BF2: Er wurde 2 Mal mitgenommen, auf Druck der gegnerischen Partei, da die Polizei damals auf Anweisung 
der Kongresspartei gehandelt hat. Mein Mann wurde durch Intervention freigelassen. 
 

VR: Wie genau war das, als er festgenommen wurde? 
 

BF2: Einmal von zu Hause, denke ich, und einmal von auswärts. 
 

VR: Waren Sie zu Hause, wie viele Polizisten kamen? 
 

BF2: Ich war zu hause, 3 oder 4 kamen. 
 

VR: Wie viele genau? 
 

BF2: 4. 
 

VR: Wann genau war das? 
 

BF2: Wir haben geschlafen. Ich glaube, es war in der Früh. 
 

VR: Wie lange wurde Ihr Mann festgehalten? 
 

BF2: Beide Male wurde er 1 bis 2 Tage angehalten, dann haben wir ihn durch Intervention des Dorfrates 
freibekommen. 
 

VR: War das, was Sie miterlebt haben, die 1. oder 2. Festnahme? 
 

BF2: Das 1. Mal wurde er von zu Hause festgenommen. 
 

VR: Wie lange haben Sie zu Hause, an Ihrer Wohnadresse, gewohnt? 
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BF2: Nach den Bedrohungen war ich öfters von zu Hause weg. 
 

VR: Was heißt das, wo haben Sie jeweils gewohnt? 
 

BF2: Mein Heimatdorf ist XXXX, das ist nicht weit vom Heimatdorf meines Mannes entfernt, wir waren oft in 
XXXX. 
 

VR: Als Ihr Mann Probleme mit gegnerischen Parteimitgliedern hatte, wie hat sich das genau gezeigt, dass er 
Probleme hatte? 
 

BF2: Ich habe das teilweise selbst miterlebt. Ich habe meinen Mann begleitet, besonders bei 
Wahlvorbereitungen. Wir waren bei verschiedenen Leuten und machten Wahlwerbung. Außerdem sagte er mir, 
dass er Probleme hatte. 
 

VR: War er jemals verletzt? 
 

BF2: Ja. 
 

VR: Was hatte er genau? 
 

BF2: Er wurde von mehreren Männern geschlagen. 
 

VR: Ich fragte, was genau er hatte? 
 

BF2: Er wurde am Kopf und im Gesicht verletzt, auch am Körper. Sie haben ihn mit Hockeyschlägern und 
Stöcken geschlagen. 
 

VR: Was genau haben Sie wahrgenommen, wo genau war er verletzt? 
 

BF2: Sein ganzer Körper war geschwollen und er hatte auch innere Verletzungen, da er mit Hockeyschlägern 
und Stöcken geschlagen wurde. 
 

VR: Ihr Mann hat nicht behauptet, am ganzen Körper verletzt gewesen zu sein. Auch nicht mit Hockeyschlägern. 
 

BF2: Er war sehr verletzt. 
 

VR: Wo genau, können Sie nicht angeben? 
 

BF2: Das habe ich verdrängt. 
 

VR: Hatte er eine gebrochene Nase? 
 

BF2: Nein, aber er hatte viele Schmerzen. 
 

VR: Hatte er geschwollene Lippen? 
 

BF2: Ja, er war an den Lippen verletzt. Diese Leute haben auch an die Tür geklopft und die Fenster zerschlagen. 
 

VR: Hat man Ihren Mann einmal zu Hause verprügelt? 
 

BF2: Ja, er wurde auch zu Hause einmal geschlagen. Sie haben ihn mit dem Umbringen bedroht. 
 

VR: Ihr Mann sagte nicht, dass er zu Hause geschlagen wurde. 
 

BF2: Doch, diese Männer sind gekommen. 
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VR: Wie viele Männer sind denn gekommen? 
 

BF2: 4 oder 5. 
 

VR: Warum können Sie das nicht genau sagen? 
 

BF2: Ich kann mich nicht genau erinnern, es waren 4 oder5. 
 

VR: Wer war noch zu Hause? 
 

BF2: Die Kinder haben oben geschlafen, wir beide waren unten. 
 

VR: Die Kinder haben die Schlägerei nicht mitbekommen, obwohl sie zu Hause waren? 
 

BF2: Doch. 
 

VR: Sie haben doch geschlafen? 
 

BF2: Sie wachten durch den Lärm auf, aber kamen aus Angst nicht herunter. 
 

VR: Sprechen Sie Deutsch? 
 

BF2: Ich habe zwar mit einem Kurs angefangen, dann wurde ich aber krank. Ich habe Probleme. Ich habe 
Schmerzen in den Knochen und Gelenken. 
 

VR: Wer von Ihrer Familie lebt noch in Indien? 
 

BF2: Nur meine Mutter, sie wohnt in Delhi. 
 

VR: Was ist mit Geschwistern? 
 

BF2: Ich habe 2 Schwestern und 2 Brüder. Eine Schwester lebt in England, eine in Delhi. Die 2 Brüder leben in 
Österreich. 
 

VR: Welchen Status haben Ihre Brüder hier? 
 

BF2: Der eine Bruder hat eine Aufenthaltsgenehmigung, der andere ist Asylwerber. 
 

VR: Wie heißt der Bruder, der Asylwerber ist? 
 

BF2: XXXX, ich weiß nicht, wann er geboren ist. 
 

VR: Arbeiten Sie hier in Österreich? 
 

BF2: Nein. 
 

VR: Betätigen Sie sich karikativ, nehmen Sie an gesellschaftlichen Veranstaltungen oder in Vereinen teil? 
 

BF2: Ja, ich bin in Kontakt mit der Caritas, da sie uns hilft und ich bin auch in Kontakt mit der Familie meines 
Mannes, die schon sehr lange hier wohnt. 
 

VR: Wie lange haben Sie an Ihrer ursprünglichen Adresse in Indien gewohnt, und wo haben Sie danach 
gewohnt? 
 

BF2: Nach meiner Heirat habe ich die meiste Zeit im Dorf meines Mannes, in XXXX, gelebt, als die Probleme 
angefangen haben, bin ich verzogen. Ich habe teilweise in XXXX und teilweise in Delhi gelebt. 
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VR: Wann sind Sie verzogen? 
 

BF2: 2005 reisten wir nach Delhi. 
 

VR: Wann im Jahr 2005? 
 

BF2: So genau kann ich mich nicht erinnern, bevor wir das Visum erhielten, waren wir ca. einen Monat in Delhi. 
 

VR: Wann haben Sie XXXX verlassen? 
 

BF2: Einen Monat vor der Ausreise. 
 

VR: Sie haben bis einen Monat vor der Ausreise in XXXX gelebt? 
 

BF2: Hauptsächlich haben wir in XXXX gelebt, aber wir sind auch kurz wo anders hingegangen, nach Delhi und 
XXXX. Das war, weil sie Probleme gemacht haben. 
 

BR: Haben Sie Onkeln und Tanten? 
 

BF2: Ja. 
 

BR: Wo leben diese? 
 

BF2: Mein Onkel väterlicherseits lebt in XXXX, meine Tante mütterlicherseits ist mit ihm verheiratet und wohnt 
auch dort. Ich habe noch einen Onkel, dieser wohnt auch in XXXX. Er ist auch mit einer Tante mütterlicherseits 
verheiratet. 
 

BR: Hat Ihr Mann Onkeln und Tanten? 
 

BF2: Ja, er hat 2 Onkeln väterlicherseits, aber wir haben keinen Kontakt zu diesen. Einer lebt in Dubai, vom 
anderen wissen wir nicht, wo er lebt. Ein Onkel mütterlicherseits ist verstorben. Eine Tante mütterlicherseits lebt 
in Chandigarh. 
 

BF4 (angebl. Bruder des Beschwerdeführers) betritt den Saal. 
 

VR: Was hat Sie bewogen, Ihr Heimatland zu verlassen? 
 

BF4: Ich bin gemeinsam mit meiner Mutter hierher gekommen. Wir hatten Probleme in Indien. 
 

VR: Haben Sie davon etwas mitbekommen? 
 

BF4: Ich war damals sehr klein und kann das nicht so genau schildern. Meine Mutter weiß das. 
 

VR: Haben Sie etwas mitbekommen oder nicht? 
 

BF4: Ja, ich hatte selbst einmal ein Problem. Ich wurde verprügelt. Meine Mutter sagte dann, ich sollte das Haus 
nicht verlassen. 
 

VR: Wann war das? 
 

BF4: Das ist lange her. 
 

VR: War es kurz vor der Ausreise oder Jahre vorher? 
 

BF4: 2 oder 3 Monate vor der Ausreise. 
 

VR: Ihre Mutter hat davon nichts erzählt? 
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BF4: Ich habe ihr gesagt, dass ich mit Kinder gespielt hatte und habe das heruntergespielt. 
 

VR: Beim BAA haben Sie auf die Frage, ob Sie jemals von irgendjemandem bedroht wurden, gesagt, Nein, nie. 
 

BF4: Ich hatte keine Einvernahme. Ich war die ganze Zeit draußen. Meine Mutter wurde befragt. Wann war 
diese Einvernahme? 
 

VR: Am 14.01.2007. Sie waren mit Ihrem Vater dort. 
 

BF4: Ja. 
 

VR: War jemals irgendjemand bei Ihnen zu Hause, haben Sie davon etwas mitbekommen? 
 

BF4: Nein. Wenn sie Probleme hatten, haben sie mir davon nichts erzählt. 
 

VR: Wenn im Haus etwas los ist und Sie werden bedroht, werden Sie doch etwas mitbekommen haben, auch 
wenn Sie noch klein waren. Haben Sie nichts mitbekommen? 
 

BF4: So großen Lärm habe ich nicht wahrgenommen, dass ich nachgesehen hätte. 
 

VR: Sprechen Sie Deutsch? 
 

BF4: Ja. 
 

VR: Antworten Sie jetzt auch auf Deutsch. 
 

BF4: Ja, aber ich kann nicht ganz richtig sprechen. 
 

VR: Was machen Sie hier in Österreich? 
 

BF4: Fußballspielen. 
 

VR: Was haben Sie an der Hand? 
 

BF4: Mit dem Fensterglas habe ich mich geschnitten. 
 

VR: Arbeiten Sie hier? 
 

BF4: Nein. 
 

VR: Gehen Sie zur Schule oder lernen etwas? 
 

BF4: Ich war in der Hauptschule, jetzt gehe ich aber nicht mehr zur Schule. 
 

VR: Wo haben Sie in Indien gelebt? 
 

BF4: In XXXX. 
 

VR: Bis zu Ihrer Ausreise? 
 

BF4: Ja, mit meiner Mutter. 
 

VR: Haben Sie zwischendurch auch wo anders gewohnt? 
 

BF4: Nein. 
 

BR: Haben Sie österreichische Freunde? 
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BF4: Ja. 
 

BR: Mit diesen sprechen Sie Deutsch? 
 

BF4: Ja. 
 

VR: Wie viele Geschwister haben Sie? 
 

BF4: Eine Schwester und einen Bruder. 
 

VR: Warum ist dieser Bruder nie im Verfahren erwähnt worden, weder von Ihrem Vater, noch Ihrer Mutter, 
noch in Ihrem Verfahren, bis er hierher kam? 
 

BF4: Das weiß ich nicht. 
 

BF3 betritt den Saal. 
 

VR: Warum haben Sie Ihr Heimatland verlassen? 
 

BF3 (angebl. Schwester des Beschwerdeführers): Wir konnten in Indien nicht bleiben. Wir hatten große 
Probleme dort. Mein Vater hatte ursprünglich Probleme und wir sind ihm dann gefolgt. 
 

VR: Warum sind Sie konkret 2008 ausgereist? 
 

BF3: Nachdem meine Mutter und mein jüngerer Bruder aus Indien ausgereist sind, haben wir bei meiner 
Großmutter mütterlicherseits gelebt. Sie sorgte für uns, aber sie war eine alte Frau und konnte das nicht mehr. 
Deshalb wurde entschieden, dass wir zu unseren Eltern nach Österreich kommen sollten. 
 

VR: Hatten Sie irgendwelche Probleme in Delhi? 
 

BF3: Ja, sowohl mein Bruder als auch ich durften das Haus nicht verlassen, da wir Angst vor Verfolgung hatten, 
durch die Männer, die schon meinen Vater verfolgt haben. 
 

VR erinnert an die Wahrheitspflicht. 
 

BF3: Das ist die Wahrheit. 
 

VR: Sind Sie in Delhi verfolgt worden, wenn Sie das Haus nicht verlassen durften? Welches konkrete Problem 
gab es dafür? 
 

BF3: Ich konnte in Indien nicht alleine wohnen und wollte zu meinen Eltern. Das war es. 
 

VR: Sprechen Sie Deutsch? 
 

BF3: Ich kann ein bisschen sprechen und verstehen. 
 

VR: Was machen Sie hier in Österreich, arbeiten Sie, gehen Sie zur Schule? 
 

BF3: Jetzt gehe ich nicht mehr zu Schule. Aber ich will lernen. Als Asylwerberin darf ich das aber nicht. 
 

VR: Haben Sie österreichische Freunde? 
 

BF3: Nein. 
 

Um 11.10h erscheint Fr. XXXX, Kanzlei Mag. XXXX, zur Verhandlung. 
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VR: Was machen Sie den ganzen Tag? 
 

BF3: Ich helfe meiner Mutter im Haushalt. 
 

BF5 betritt den Saal. 
 

VR: Was hat Sie bewogen, Ihr Heimatland zu verlassen? 
 

BF5: Am Anfang hatte mein Vater Probleme, aufgrund dessen bekam die ganze Familie Probleme. Ich wurde in 
falsche Anzeigen verwickelt. Die Polizei behauptete, dass ich mit einem Mann namens ... 
 

VR unterbricht: Diese Dokumente, die Sie vorgelegt haben, wurden überprüft. Der Haftbefehl und das 
Anwaltsschreiben wurden mit derselben Schreibmaschine geschrieben. 
 

BF5: Mein Vater wurde von Anhängern der Kongresspartei geschlagen und deshalb hatte ich auch Probleme. 
 

VR: Diese Geschichte ist nicht glaubhaft. 
 

BF5: Wir hatten aber Probleme. 
 

VR: Wann ist Ihr Vater geboren? 
 

BF5: XXXX. 
 

VR: Warum haben Ihre Familienangehörigen Sie in ihren Verfahren nie angegeben? 
 

BF5: Das kann nicht sein, wie kann mein Vater mich vergessen. 
 

VR: Das frage ich mich auch. 
 

BF5: Das sind meine Eltern. 
 

VR: Wurden Sie persönlich in Indien verfolgt? 
 

BF5: Diese Leute wollten die gesamte Familie auslöschen, zuerst meinen Vater, und nach seiner Ausreise 
wollten sie uns umbringen. 
 

VR: Wie hat sich das im Hinblick auf Ihre Person geäußert? 
 

BF5: Das Problem war nur, dass mein Vater Anhänger der Akali Dal war und deshalb wollte man uns 
auslöschen. 
 

VR wiederholt Frage. 
 

BF5: Sie haben mich gesucht und wollten mich umbringen. 
 

VR: Wann, von wem, wo wurden Sie gesucht? 
 

BF5: Ich hatte bei meiner Großmutter in Delhi gewohnt und sie sagte mir, dass diese Leute mich suchen. 
 

VR: Das war¿s? 
 

BF5: Ja. Sie sagte, man wollte uns alle umbringen. 
 

VR: Warum denn? 
 

BF5: Wegen meines Vaters. 
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VR: Ihr Vater hat doch nichts gemacht, warum sollte man Ihre Mutter, Bruder und Schwester und Sie umbringen 
wollen? 
 

BF5: Weil mein Vater Unterstützer der gegnerischen Partei war. 
 

VR: Wie kam Ihre Großmutter auf die Idee, dass Sie gesucht würden? 
 

BF5: Meine Großmutter wusste über all diese Probleme bescheid. Die jüngere Schwester meiner Großmutter lebt 
in XXXX, sie hat ihr alle Nachrichten gegeben und sagte auch, dass wir gesucht werden. 
 

VR: Haben Sie selbst es einmal mitbekommen, dass Sie gesucht würden? 
 

BF5: Ja, einmal kam die Polizei zu meiner Großmutter, ich war damals Milch kaufen. Als ich die Polizei sah, 
ging ich schnell weg. Ich hatte Angst, deshalb habe ich die Polizei nicht kontaktiert. 
 

VR: Gab es sonst noch Vorfälle? 
 

BF5: Die Polizei kam öfters und fragte nach meinem Vater, wir sollten sagen, wo er ist, sie wollten ihn 
umbringen. 
 

VR: Wann war das, wie viele Polizisten kamen, wer aller war zu Hause etc.? 
 

BF5: Jedes Mal waren 4 oder 5 Polizei da, sie kamen 2 oder 3 Mal. 
 

VR: Wo waren Sie? 
 

BF5: In einem Zimmer, einmal war ich Milch kaufen und nicht daheim. Meine Großmutter machte nicht auf, sie 
sah durch den Spion, dass es Polizisten waren. 
 

VR: Was ist dabei passiert, gingen die Polizisten wieder? 
 

BF5: Ja, sie gingen wieder. 
 

VR: Woher wissen Sie dann, dass es 4 oder 5 Polizisten waren? 
 

BF5: Sie sah es durch den Spion. 
 

VR: Und Sie erzählte Ihnen, dass sie 4 oder 5 Polizisten gesehen hatte? 
 

BF5: Ja. 
 

VR: Wie oft war das genau? 
 

BF5: 2 bis 3 Mal. 
 

VR: Wie oft, 2 oder 3 Mal? 
 

BF5: 2 Mal war ich zu Hause, das 3. Mal war ich nicht zu Hause, ich kam und sah sie und ging wieder weg. 
 

VR: Beim BAA haben Sie gesagt, dass Sie nur einmal zu Hause waren? 
 

BF5: Ich sagte auch, 2 Mal waren sie da und einmal sah ich sie und ging wieder. 
 

VR: Nein, das haben Sie nicht gesagt. 
 

BF5: Doch. Sie haben auch unser Haus niedergerissen. 
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VR: Als Ihr Vater noch zu Hause war, haben Sie jemals wahrgenommen, dass Ihr Vater festgenommen wurde? 
 

BF5: Mein Vater wurde auch geschlagen, einmal zu Hause. 
 

VR: Von wem? 
 

BF5: Die Polizei hat ihn auch ein oder 2 Mal festgenommen und befragt. 
 

VR: Haben Sie das selbst wahrgenommen? 
 

BF5: Meine Mutter hat uns das erzählt. 
 

VR wiederholt Frage. 
 

BF5: Nein, meine Mutter hat das erzählt. Aber ich habe selbst wahrgenommen, dass mein Vater verprügelt 
wurde. 
 

VR: Wann war das? 
 

BF5: Als mein Vater in Indien war, ich war noch klein. 
 

VR: So klein waren Sie nicht mehr. 
 

BF5: Er kam 2003 nach Österreich, das war davor. 
 

VR: Wie viele Personen sind damals gekommen? 
 

BF5: 4 oder 5 Personen. 
 

VR: Waren es nun 4 oder 5 Personen? 
 

BF5: Wir waren sehr verängstigt und haben 4 oder 5 Personen wahrgenommen. 
 

VR: Ihre Schwester hat gerade zugegeben, dass es in Delhi eigentlich keine Probleme gegeben hätte? 
 

BF5: Sie war damals sehr klein und deshalb hat meine Großmutter sie in die Probleme nicht eingeweiht. 
 

VR: Doch, sie hat die Geschichte auch so erzählt, aber zuletzt zugegeben, dass sie nur zu den Eltern nachreisen 
wollte. 
 

BF5: Wir waren bei der Großmutter und sie meinte dann, aufgrund der Probleme, die wir dort hatten, sollten wir 
ausreisen. 
 

VR: Glauben Sie wirklich, dass ich Ihnen das glaube? 
 

BF5: Wir haben das erlebt. 
 

VR: Sie haben gefälschte Dokumente vorgelegt, in den Verfahren Ihrer Angehörigen wimmelt es von 
Widersprüchen, es war immer die Rede von 4 Familienmitgliedern, plötzlich sind Sie 5. Glauben Sie wirklich, 
ich glaube das alles so? 
 

BF5: Ich bin der Sohn meiner Eltern, sie können nie behauptet haben, dass ich nicht ihr Sohn bin. 
 

VR an BF1: Was sagen Sie zu den vielen Widersprüchen, die aufgetaucht sind? 
 

BF1: Ich möchte dazu nichts sagen. Treffen Sie Ihre Entscheidung, ich habe meine Gründe erzählt. 



 Asylgerichtshof 14.09.2010 

www.ris.bka.gv.at  Seite 20 von 29 

 

VR: Wo in Indien haben Sie gelebt? 
 

BF5: Nachdem meine Mutter ausreiste, lebte ich bei meiner Großmutter in Delhi. Davor habe ich in XXXX 
gelebt, als meine Mutter noch dort war. 
 

VR: Bis zur Ausreise Ihrer Mutter haben Sie durchgehend in XXXX gelebt? 
 

BF5: Ja. 
 

VR: Ihre Mutter sagte, Sie hätten auch in XXXX gelebt? 
 

BF5: Dort waren wir auf Besucht, weil ein Teil der Familie dort lebt. Als die Probleme auftauchten, haben wir 
auch dort gelebt. 
 

VR: Wie lange waren Sie in XXXX? 
 

BF5: Unterschiedlich, zwischen 15 Tagen und einem Monat. Später, nach der Flucht meiner Mutter, haben wir 
in Delhi bei der Großmutter gelebt. 
 

BR: Wer von Ihrer Familie lebt in XXXX? 
 

BF5: Die jüngere Schwester meiner Großmutter mütterlicherseits. Mein Großvater lebt im Ausland. 
 

VR: Sprechen Sie Deutsch? 
 

BF5: Nein, ich möchte Deutsch lernen und studieren, aber ich finde keine Schule. 
 

VR: Arbeiten Sie hier? 
 

BF5: Ja, ich helfe meinem Vater ab und zu, und ich verteile manchmal Reklame. 
 

VR: Haben Sie eine Arbeitsbewilligung? 
 

BF5: Nein, derzeit nicht. 
 

VR: Haben Sie österreichische Freunde? 
 

BF5: Ja, meine Cousins sind Österreicher, ich bin mit ihnen befreundet. 
 

BR: Keine Fragen. 
 

BFV: Sind Sie Mitglied in einem Verein? 
 

BF5: Ja, ich bin Mitglied beim Fußballclub XXXX. 
 

VR: Ist dieser Verein registriert? 
 

BF5: Ich glaube nicht. 
 

VR: Wer spielt da? 
 

BF5: Inder. Ich möchte noch angeben, dass wir in Österreich sehr glücklich sind, die Familie ist vereint und wir 
möchten weiterhin unser Leben hier verbringen. 
 

Erörtert und zum Akt genommen werden ein Bericht des Deutschen AA (Beilage A) sowie 2 Gutachten (Beilage 
B und C). 
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BFV: Ich ersuche um eine Frist von 2 Wochen zur Stellungnahme. 
 

Der Vertreter des Beschwerdeführers gab eine Stellungnahme ab, wobei er im Wesentlichen Folgendes 
vorbrachte: 
 

Es werde auf den Umstand verwiesen, dass die Situation in Indien nach wie vor eine sehr Schwierige sei. Die 
Möglichkeit, sich an staatlichen Stellen, wie die Polizei, zu wenden, dies im Zusammenhang mit den von den 
Betroffenen geschilderten Vorfällen, sei sehr eingeschränkt. Die indische Polizei unterliege nach wie vor der 
Korruption, wie auch aus den eigenen Länderfeststellungen betreffend Indien von Seiten der Behörde hervor 
gehe. Der Beschwerdeführer befürchte für den Fall der Notwendigkeit der Rückkehr nach Indien, dass er einen 
Eingriff im Sinne der Bestimmungen der Artikel 2 bzw. und oder 3 EMRK erleiden würde. Es werde auf den 
Umstand verwiesen, dass die Familie des Beschwerdeführers im Bundesgebiet weitgehend integriert sei, die 
Betroffenen sprächen die deutsche Sprache sehr gut und seien vollständig im österreichischen Bundesgebiet 
integriert. Unter Verweis auf das beiliegende Konvolut an Unterlagen wurde festgehalten, dass es sich bei den 
genannten Personen um Familienmitglieder des Beschwerdeführers handle. Es lebten rund 30 
Familienangehörige im Bundesgebiet, nämlich Onkeln und deren Familien. Viele von diesen seien 
österreichische Staatsbürger und könnten diese auch einvernommen werden zur Tatsache, dass die Familie des 
Beschwerdeführers vollkommen integriert sei. Der Vater des Beschwerdeführers habe angeführt, dass er im 
Bundesgebiet eine eigene Firma gegründet habe. Der Vater sei Marktfahrer und spreche er gut Deutsch, es lebten 
diverse Verwandte seit Jahren im Bundesgebiet und seien bereits österreichische Staatsbürger. Vor Gründung 
der eigenen Firma habe der Vater des Beschwerdeführers im XXXX Wiener Gemeindebezirk im Putzpersonal 
gearbeitet, dies nach Möglichkeiten und Arbeitsgenehmigungen, soweit vorhanden. Die gesamte Familie sei im 
Bundesgebiet integriert und werde auf den Umstand verwiesen, dass der Vater des Beschwerdeführers bereits 
seit über 7 Jahren im Bundesgebiet aufhältig sei. Dieser sei ebenso wie seine weiteren Familienmitglieder 
unbescholten und gehe einer ordnungsgemäßen Tätigkeit nach. Es werde ersucht, jedenfalls von einer 
Ausweisung Abstand zu nehmen. 
 

Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

Folgender Sachverhalt wird festgestellt: 
 

Der Beschwerdeführer ist Staatsangehöriger von Indien. Der Beschwerdeführer gehört der 
Religionsgemeinschaft der Sikh an und stammt aus dem Punjab. Der angebliche Vater des Beschwerdeführers 
reiste im Mai 2003 in das Bundesgebiet ein und stellte einen Asylantrag. Die angebl. Mutter des 
Beschwerdeführers und der angebl. Bruder des Beschwerdeführers reisten im Jänner 2006 ebenfalls in das 
Bundesgebiet ein und stellten Anträge auf internationalen Schutz. Schließlich reisten im November 2008 der 
Beschwerdeführer und seine angebl. Schwester in das Bundesgebiet ein und stellten ebenfalls Anträge auf 
internationalen Schutz. Die Anträge der genannten Personen wurden mit Erkenntnissen vom heutigen Tag 
abgewiesen und diese aus dem österreichischen Bundesgebiet ausgewiesen. In Indien halten sich die angebl. 
Großmutter des Beschwerdeführers sowie deren Schwester, sowie angebl. weitere Verwandte auf. Im 
Bundesgebiet halten sich die angebl. Onkeln väterlicherseits samt deren Familien, die bereits österreichische 
Staatsbürger sind, sowie die angebl. Onkeln mütterlicherseits auf. Der Beschwerdeführer lebt mit diesen nicht im 
gemeinsamen Haushalt, es besteht kein Abhängigkeitsverhältnis. Der Beschwerdeführer spricht nicht Deutsch. 
Der angebl. Vater des Beschwerdeführers hat am 01.06.2009 ein Gewerbe als Marktfahrer gemäß § 154 Abs. 5 
der Gewerbeordnung angemeldet. Zuvor war er ab der zweiten Hälfte des Jahres 2008 als geringfügig 
beschäftigter Stundenaushelfer fallweise bei der XXXX tätig. 
 

Zu Indien: 
 

Indien ist ein demokratischer und mit Einschränkungen gut funktionierender Rechtsstaat mit einem 
Mehrparteiensystem. Die Parteienlandschaft ist vielfältig. Die Presse ist im Wesentlichen frei. Verfassungs- und 
Rechtsordnung garantieren die grundlegenden Menschenrechte und Freiheiten. Die Justiz ist unabhängig. Die 
Verfahrensdauer ist allerdings häufig extrem lang; Korruption kann im Einzelfall nicht ausgeschlossen werden. 
Es gibt menschenrechtsverletzende Übergriffe von Polizei- und Sicherheitskräften, eine Systematik ist dabei 
nicht erkennbar. Zu Menschenrechtsverletzungen kommt es im besonderen Maße in den Unruhegebieten. 
Besonders gefährdet sind sozial niedrige Schichten und auch Frauen. 
 

Sofern es nicht zu außergewöhnlichen Naturkatastrophen kommt, ist eine das Überleben sichernde 
Nahrungsversorgung auch der schwächsten Schichten der Bevölkerung grundsätzlich sichergestellt. 
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Die gesundheitliche Grundversorgung wird vom Staat im Prinzip kostenfrei gewährt. Sie ist aber durchwegs 
unzureichend. Da der Andrang auf Leistung des staatlichen Sektors sehr stark ist, weichen viele für eine bessere 
oder schnellere Behandlung auf private Anbieter aus. Die privaten Gesundheitsträger genießen wegen der 
fortschrittlicheren Infrastruktur und des qualifizierteren Personals einen besseren Ruf. In allen größeren Städten 
gibt es medizinische Einrichtungen, in denen überlebensnotwendige Maßnahmen durchgeführt werden können. 
Dies gilt mit den genannten Einschränkungen auch für den öffentlichen Bereich. Einige private Krankenhäuser 
in den größten Städten gewährleisten einen Standard, der dem westlicher Industriestaaten vergleichbar ist. 
Insbesondere im wirtschaftlich starken Punjab und in New Delhi ist die Gesundheitsversorgung im Verhältnis zu 
anderen Landesteilen gut. Fast alle gängigen Medikamente sind auf dem Markt erhältlich. Die Einfuhr von 
Medikamenten aus dem Ausland ist möglich. 
 

Der Zugang zu gefälschten Dokumenten oder echten Dokumenten falschen Inhalts ist sehr leicht. Gegen 
entsprechende Zahlungen ist jedes Dokument zu erhalten. Erleichtert wird der Zugang überdies durch die 
Möglichkeit, Namen ohne größere Anstrengung zu ändern. Angesichts der hohen Zahl der Fälschungen wurde 
im Jahr 2000 das Legalisierungsverfahren für indische Urkunden eingestellt. 
 

Echte Dokumente unwahren Inhalts sind problemlos (gegen entsprechende Zahlungen oder als Gefälligkeit) 
erhältlich. 
 

Ein Großteil der der deutschen Botschaft New Delhi zur Überprüfung vorgelegten Haftbefehle, 
Anwaltsschreiben, Personenstandsurkunden und sonstigen Dokumente stellen sich als Fälschungen heraus. 
 

Die Überprüfung der Echtheit von Haftbefehlen gestaltet sich schwierig. Z. B. besteht zwischen zahlreichen 
Personen aus dem Punjab, Delhi und Haryana eine Namensidentität, so dass die Zuordnung eines Haftbefehls 
häufig problematisch ist. Der Namenszusatz männlicher Sikhs ist "Singh" (Löwe), der aller weiblicher Sikhs 
"Kaur" (Löwin); Singh ist zudem ein verbreiteter Hindu-Nachname in Nordindien. Die Mitteilung sämtlicher 
Vornamen sowie dies Geburtsdatums und des Namens der Eltern ist daher für die eindeutige Zuordnung 
unerlässlich. 
 

Hinzu kommt, dass die indischen Gerichte keine einheitlichen Formulare verwenden. Die vorgelegten 
Dokumente ("Warrant of Arrest", "First Investigation Report", Bestätigungsschreiben von Rechtsanwälten, 
"Affidavits" von Dorfvorstehern oder Angehörigen) stellen sich bei Überprüfung sehr häufig als gefälscht 
heraus. Zudem wird die Überprüfung dadurch erschwert, dass die Behörden sowie die anderen Beteiligten nur 
zögerlich oder überhaupt nicht kooperieren. Hinweise auf Fälschungen sind insbesondere unvollständige 
Siegelstempel, fehlende Unterschriften sowie bei Rechtsanwälten fehlende Adressangaben und Aktenzeichen. 
 

(Beilage A zum Verhandlungsprotokoll) 
 

Sicherheitslage im Punjab 
 

Die politische Lage im Punjab ist gegenwärtig stabil. Die Sicherheitslage ist weitaus günstiger als noch Anfang 
der 90er Jahre. Dies bedeutet, dass terroristische Aktivitäten gegenwärtig nur mehr ganz vereinzelt vorkommen, 
nicht häufiger als in anderen Teilen Indiens. 
 

Im Alltag der Bevölkerung ist von den Bedrohungen, die während des Khalistan-Konflikts herrschten, nichts 
mehr zu spüren. 
 

In den Statistiken des South Asia Terrorism Portal (http://www.satp.org ) werden seit 2003 keine eigenen 
Aufstellungen mehr für den Punjab geführt, jedoch z.B. für Kaschmir oder den Nordosten. D.h. der Punjab wird 
von Experten nicht mehr als Bundesstaat in einer Ausnahmesituation wahrgenommen 
 

Zur politischen Lage im Bundesstaat Punjab 
 

Im Punjab fanden im Februar 2007 Regionalwahlen statt, die zu einem Machtwechsel führten. Die Koalition von 
Shiromani Akali Dal und Bharatiya Janata Party (SAD-BJP), welche bereits von 1997-2002 an der Macht war, 
löste die Kongress-Partei ab. In erster Linie hatte die BJP einen Zugewinn an Mandaten zu verzeichnen. Prakash 
Singh Badal (SAD) übernahm das Amt des Chief Ministers von Captain Amarinder Singh (Congress-Party). 
 

Im Wahlkampf hatte die SAD-BJP-Koalition versprochen, die Preise für Grundnahrungsmittel zu senken. 
Wichtige Themen waren außerdem Bildung und Arbeitsplätze. Die staatlichen Schulen sind in einem sehr 
schlechten Zustand, sodass alle, die es sich leisten können, ihre Kinder auf Privatschulen schicken. Die 
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Arbeitslosigkeit unter der jungen Bevölkerung steigt stark an. Tausende versuchen ihr Glück im Ausland und 
viele werden dabei betrogen. 
 

(Punkte 2.2 und 3.3 Beilage B zum Verhandlungsprotokoll) 
 

Es ist prinzipiell nicht auszuschließen, dass nicht-staatliche Organisationen über die logistischen Fähigkeiten 
verfügen könnten, Personen (die z.B. die Zusammenarbeit mit Terroristen verweigern oder politische Gegner) 
auch überregional zu verfolgen. Allerdings sind in den vorliegenden Dokumenten keine derartigen Fälle 
erwähnt. 
 

Da selbst die Polizei nicht immer in der Lage ist, sogar "high-profile"-Verdächtige auszuforschen, dürften nicht-
staatliche Akteure (z.B. Parteien, Terroristen oder Verbrechersyndikate) nur in Ausnahmefällen dazu in der Lage 
sein. Für Privatpersonen, die sich nicht der Logistik einer Organisation bedienen können, ist dies praktisch 
auszuschließen. 
 

(Punkt 4.2 Beilage B zum Verhandlungsprotokoll) 
 

Es existiert neben der regionalen Fahndung auch eine unionsweite Suchliste, auf die jedoch nur Personen gesetzt 
werden, die im Verdacht schwerwiegender Delikte stehen. 
 

Diese Suchliste findet auch bei der Grenzkontrolle und den für Reisen von und nach Europa am meisten 
frequentierten Flughäfen in Neu Delhi, Mumbai (Bombay), Kalkutta und Chennai (Madras) Anwendung. 
 

(Punkt 6. Beilage B zum Verhandlungsprotokoll) 
 

Indien ist mit 1,13 Milliarden Einwohnern der bevölkerungsreichste demokratische Staat der Welt. Volle 
Bewegungsfreiheit ist gewährleistet. Es gibt kein staatliches Melde- oder Registrierungssystem für indische 
Bürger, sodass ein Großteil der Bevölkerung keinen Ausweis besitzt. Diese Tatsache begünstigt die 
Niederlassung in einem anderen Landesteil im Falle von Verfolgung. 
 

(S. 26 Beilage A zum Verhandlungsprotokoll) 
 

Die Möglichkeiten, sich außerhalb der engeren Heimat in Indien eine Existenzgrundlage zu schaffen, hängen, 
wie ich regelmäßig ausführe, sehr stark von den individuellen Fähigkeiten, Kenntnissen und der körperlichen 
Verfassung ab und können durch Unterstützung seitens Verwandter, Freunde oder Glaubensbrüder deutlich 
erhöht werden. 
 

Selbst für unqualifizierte aber gesunde Menschen wird es in der Regel möglich sein, sich durch Gelegenheitsjobs 
(im schlechtesten Falle als Tellerwäscher, Abfallsammler, Lagerarbeiter, Rikschafahrer etc.) ihren 
Lebensunterhalt zu sichern. 
 

Was Angehörige der Sikhs betrifft: Sikhs gelten als mobile und unternehmerische Gemeinschaft. In ganz Indien 
sind Sikhs in verschiedenen Berufen (Kraftfahrer, Mechaniker, Inhaber von Restaurants, Hotels oder Reisebüros 
etc.) und im öffentlichen Dienst sowie in der Armee anzutreffen. Bedürftigen Sikhs wird zumindest 
vorübergehend in den in ganz Indien verbreiteten Sikh-Tempeln (Gurudwara) Nahrung und Unterkunft gewährt. 
Sikhs aus dem Punjab könnten sich gegebenenfalls problemlos in Bundesstaaten wie Rajasthan, Haryana oder 
Uttar Pradesh niederlassen, außerdem in den Metropolen Delhi oder Bombay. Zwar ist die Sicherheitslage auch 
in anderen Teilen Indiens zwar normal, dort bestehen aber unter Umständen größere Schwierigkeiten der 
sprachlichen Eingewöhnung. So ist etwa in Kalkutta das Bengali, in Madras Tamil Verkehrssprache. 
 

(Punkt 8. Beilage B zum Verhandlungsprotokoll) 
 

Für den BW ... gilt hinsichtlich seiner Furcht vor Mitgliedern des 

Akali Dal in logistischer Hinsicht Z 3. Ergänzend ist jedoch zu bemerken, dass es sich bei der "Akali Dal" um 
eine politische Partei und nicht etwa um eine terroristische Organisation handelt. Mit dem Wesen einer 
politischen Partei in Indien - einer Mehrparteiendemokratie mit starker, unabhängiger, Medienöffentlichkeit und 
unabhängiger Justiz - ist es völlig unvereinbar, sich in der Art zu verhalten, wie es der Verwaltungsgerichtshof in 
seinem Erkenntnis vom 12.09.2002 für möglich gehalten hat (d.h., dass eine solche Partei "etwa zur Absicherung 
der eigenen Macht""Verfolgungshandlungen" der vom BW befürchteten Art vornehme); ein derartiges 
Verhaltensprofil mag für totalitäre Staatsparteien oder sonstige diktatorische Regime typisch sein, jedoch nicht 
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für indische Parteien. Was die Furcht vor Übergriffen durch die Polizei betrifft, so ist festzustellen, dass als 
Ergebnis der Regionalwahlen vom Februar 2002 nunmehr die Regierung von der Kongresspartei, mit dem neuen 
Chief Minister Amarinder SINGH gestellt wird, während die "Akali Dal" (auch: "Shiromani Akali Dal", SAD), 
nach starken Verlusten, sich nunmehr in Opposition befindet. Der Einfluss des Akali Dal auf die Polizei des 
Punjab dürfte demnach wesentlich zurückgegangen sein. 
 

(Beilage C zum Verhandlungsprotokoll) 
 

Die getroffenen Feststellungen zur Person ergeben sich aus dem nur diesbezüglich glaubwürdigen Vorbringen 
des Beschwerdeführers bzw. seiner Familienangehörigen, betreffend den Aufenthalt seiner angebl. Onkeln und 
deren Familien im Bundesgebiet teilweise aus den vorgelegten Urkunden (Stellungnahme vom 12.07.2010). Die 
allgemeine Lage ergibt sich aus den jeweiligen angeführten Quellen, deren Inhalt nicht zu bezweifeln ist, und 
auch vom Beschwerdeführer nicht ausreichend konkret bestritten wurde. 
 

Soweit der Beschwerdeführer Umstände vorbringt, wonach eine konkrete Gefährdung betreffend seine Person in 
Indien bestünde, ist das Vorbringen aufgrund folgender Erwägungen nicht glaubhaft: 
 

So ist insbesondere auf die Ausführungen im Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom heutigen Tag betreffend den 
angebl. Vater zu verweisen, wo sich u.a. Folgendes ergeben hat: 
 

"So ist vorweg schon zu betonen, dass der Beschwerdeführer selbst hinsichtlich seiner Familienangehörigen 
widersprüchliche Angaben gemacht hat, wenn er bei seiner ersten Einvernahme am 15.05.2003 bei seinen 
Angehörigen einen Sohn zu Protokoll gibt, er bei seiner Einvernahme am 21.01.2004 dann konkret gefragt 
wurde, wie viele Kinder er habe, er dann zu Protokoll gibt, zwei, einen Sohn und eine Tochter, ihm dann noch 
vorgehalten wurde, dass er bei seiner Befragung am 15.05.2003 bloß einen Sohn zu Protokoll gegeben habe, er 
daraufhin antwortete, er habe keine Erklärung, er könne sich nicht mehr erinnern, er habe gedacht, dass er 
damals Tochter und Sohn gesagt habe, um schließlich im Laufe des Verfahrens zu behaupten, dass er nicht nur 
einen Sohn, sondern zwei Söhne und eine Tochter habe. Warum er aber den zweiten Sohn trotz der Nachfragen 
nach seinen Kindern am 21.01.2004 nicht erwähnte, kann nicht erklärt werden bzw. bleiben die diesbezüglichen 
Angaben des Beschwerdeführers widersprüchlich. Doch auch das Vorbringen des Beschwerdeführers betreffend 
seinen Fluchtgrund erweist sich als durchwegs widersprüchlich. So gab der Beschwerdeführer am 04.04.2005 zu 
Protokoll, dass die Polizei am selben Tag des Übergriffes im Oktober mittags in sein Haus gekommen sei, 
wogegen der Beschwerdeführer bei seiner Verhandlung vor dem Asylgerichtshof behauptete, dass er im Oktober 
2002 von der Polizei erst am nächste Tag des Übergriffes festgenommen worden sei und er von der Polizei das 
erste Mal auf einem Weg außerhalb seines Heimatdorfes festgenommen worden wäre. Gab der 
Beschwerdeführer am 04.04.2005 vorerst noch zu Protokoll, dass er von sechs bis acht Männern verprügelt 
worden sei und er dennoch keine sichtbaren Verletzungen gehabt habe, er erst über Vorhalt behauptete, es habe 
schon blaue Flecken gegeben, über Nachfrage gab er an, die linke Gesichtshälfte sei geschwollen und blau 
gewesen, er habe auch blaue Flecken am Rücken gehabt, wogegen er beim Asylgerichthof angab, dass er damals 
Schwellungen gehabt habe, über Nachfrage gab er an, auf beiden Gesichtshälften und am Rücken. Weiters gab er 
an, dass er blaue Flecken unter den Augen an den Wangen gehabt habe. Zudem ist das Vorbringen des 
Beschwerdeführers beim Asylgerichtshof in sich widersprüchlich, gab er doch zunächst an, dass er das zweite 
Mal zu Hause festgenommen worden sei, um in der Folge auf die Frage, als die Polizei das zweite Mal 
gekommen sei, wer von seiner Familie zu Hause gewesen sei, anzugeben, dass er das zweite Mal von außerhalb 
des Hauses festgenommen worden sei, außer ihm sei niemand dort anwesend gewesen, um schließlich über die 
nochmalige Frage wann und wo ihn die Polizei festgenommen habe anzugeben, soweit er sich erinnere, das erste 
Mal sei er von außerhalb, als er unterwegs gewesen sei, festgenommen worden, das zweite Mal in der Früh von 
zu Hause, da habe seine Familie noch geschlafen. Dies widerspricht jedoch wiederum den Angaben vor dem 
Bundesasylamt, wo er behauptete, dass im Oktober mittags die Polizei in sein Haus gekommen sei und ihm 
vorgeworfen habe, die Anderen angegriffen zu haben. Gab der Beschwerdeführer beim Asylgerichtshof auf die 
Frage, ob die zwei Personen, die ihn verfolgt hätten, öffentliche Funktionen innegehabt hätten, an, sie seien 
normale Mitglieder der Partei gewesen, wogegen er beim Bundesasylamt noch behauptete, dass es sich um den 
Bürgermeister und ein Dorfratsmitglied gehandelt habe, über Vorhalt gab er dann an, ja das sei richtig. Über 
Nachfrage, wann dieser Bürgermeister gewesen sei, gab er an, seit 2002 - 2005 denke er, seit Jänner oder 
Februar 2002, um über Vorhalt, dass er beim Bundesasylamt ausgesagt habe, dass diese Person damals, als der 
Beschwerdeführer verprügelt worden sei, noch nicht Bürgermeister gewesen sei, sich zu korrigieren und 
anzugeben, dass er erst 2005 Bürgermeister geworden sei. Die Gattin des Beschwerdeführers wollte zu den 
konkreten Verletzungen des Beschwerdeführers beim Asylgerichtshof zunächst keine konkreten Angaben 
machen, sie gab bloß an, dass sein ganzer Körper geschwollen gewesen sei und er auch innere Verletzungen 
gehabt habe, da er mit Hockeyschlägern und Stöcken geschlagen worden sei, er sei verletzt gewesen, auf die 
Nachfrage, wo genau, antwortete sie, dass habe sie verdrängt, um über konkrete Nachfrage anzugeben, dass er an 
den Lippen verletzt gewesen sei, was mit den Aussagen des Beschwerdeführers nicht im Einklang zu bringen ist, 
beziehungsweise zeigt auch der Umstand, dass die Gattin des Beschwerdeführers hier keine konkreten Angaben 
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machen wollte, dass ihr tatsächlich keinerlei derartige Verletzungen vorgelegen waren, andernfalls sie das 
konkret müsste angeben können. Gab der Beschwerdeführer beim Bundesasylamt an, dass er das erste Mal von 
den Leuten verprügelt worden sei, als er in Richtung Arbeit gegangen sei, das zweite Mal sei er im Haus 
verprügelt worden, so gab er beim Asylgerichtshof an, dass er das zweite Mal auf seinem Fahrrad unterwegs 
gewesen sei, er sei etwas außerhalb des Heimatdorfes gewesen, als ihn diese Leute umringt und dann verprügelt 
hätten. Insgesamt betrachtet zeigen diese widersprüchlichen und in sich nicht schlüssigen Aussagen des 
Beschwerdeführers in eindeutiger Weise auf, dass das Vorbringen des Beschwerdeführers zu einer 
Bedrohungssituation nicht den Tatsachen entspricht. Zudem ist es nicht plausibel, dass der Beschwerdeführer 
beziehungsweise dessen Familie bei der selben Polizeistation, nämlich der Polizeistation XXXX, von der der 
Beschwerdeführer behauptete, dass die dortigen Polizisten ihn verprügelt beziehungsweise sogar gefoltert hätten, 
sich ein Leumundszeugnis ausstellen lässt und diese Polizeistation ihm auch eines ausstellt, wonach gegen den 
Beschwerdeführer nichts Kriminelles vorliege 8vgl. Beilage 1 zum Verhandlungsprotokoll). Schließlich ist das 
Vorbringen des Beschwerdeführers auch mit der allgemeinen Situation nicht in Einklang zu bringen, ergibt sich 
doch aus den Feststellungen, dass es mit dem Wesen einer politischen Partei in Indien völlig unvereinbar ist, sich 
in der Art zu verhalten wie es der Beschwerdeführer behauptet, nämlich dass eine solche Partei etwa zur 
Absicherung der eigenen Macht Verfolgungshandlungen gegen den Beschwerdeführer vornehme. Zudem ist in 
diesem Zusammenhang auch festzuhalten, dass in Punjab nunmehr die Akali Dal an der Macht ist, sodass der 
Einfluss der Kongresspartei auf die Polizei in Punjab demnach wesentlich zurück gegangen sein dürfte. An den 
unglaubwürdigen Aussagen des Beschwerdeführers vermag auch die Vorlage einer Bestätigung der All India 
Youth Akali Dal nichts zu ändern, da sich aus den Feststellungen ergibt, dass in Indien der Zugang zu 
gefälschten Dokumenten oder echten Dokumenten falschen Inhalts sehr leicht ist. Echte Dokumente unwahren 
Inhalts sind problemlos erhältlich. Ein Großteil der der deutschen Botschaft Neu Dehli zur Überprüfung 
vorgelegten Haftbefehle, Anwaltschreiben, Personenstandsurkunden und sonstigen Dokumente stellten sich als 
Fälschungen heraus. Vor diesem Hintergrund und vor dem Hintergrund der völlig unglaubwürdigen Aussagen, 
kann nicht angenommen werden, dass der Inhalt dieser Bestätigung den Tatsachen entspreche. So erwiesen sich 
zudem die vom angeblichen Sohn des Beschwerdeführers, XXXX, vorgelegten Urkunden ("Warrant of Arrest", 
"Law Firm") als nicht authentisch, zumal beide Urkunden mit derselben Schreibmaschine und sehr 
wahrscheinlich die Unterschriften mit demselben Schreibgerät verfasst wurden. Letztlich vermögen auch die 
vorgelegten Fotos keineswegs das Vorbringen des Beschwerdeführers zu stützen, da sich daraus nicht ergibt, 
dass sich seine Gegner sein Haus angeeignet hätten, was sich im Übrigen mit den allgemeinen Verhältnissen in 
Indien nicht vereinbaren lässt, noch dazu, wo derzeit im Punjab die Akali Dal, also die Partei des 
Beschwerdeführers, an der Macht ist. 
 

Festzuhalten bleibt, dass die Vielzahl der Widersprüche und Ungereimtheiten in eindeutiger Weise aufzeigen, 
dass das Vorbringen des Beschwerdeführers zu einer Bedrohungssituation nicht den Tatsachen entspricht." 
 

Ergibt sich aber aus den obigen Ausführungen, dass das Vorbringen des angebl. Vaters des Beschwerdeführers 
zu einer Bedrohungssituation nicht den Tatsachen entspricht, besteht keinerlei Anhaltspunkt dafür, dass der 
Beschwerdeführer in irgendeiner Weise in Indien verfolgt würde, stützt er doch die angeblichen Bedrohungen 
bloß auf den Umstand, dass sein angebl. Vater in seiner Heimat verfolgt worden wäre. Hinzu kommt, dass es 
völlig unplausibel ist, dass der Beschwerdeführer deshalb, weil sein angeblicher Vater Wahlhelfer der Akali Dal 
gewesen sei, nunmehr verfolgt würde, da keine plausible Motivation für eine Verfolgung erkannt werden kann, 
zumal dies auch der allgemeinen Situation in Indien widerspricht, insbesondere ist gegenwärtig im Punjab die 
Akali Dal an der Macht, weswegen eine Verfolgung, noch dazu eine Behördliche mittels eines Haftbefehles, in 
Indien aufgrund des Umstandes, dass der angebliche Vater Wahlhelfer der Akali Dal gewesen sei, nicht 
angenommen werden kann. Dies zeigen auch die vorgelegten Urkunden, die sich als nicht authentisch erwiesen 
haben, zumal der Haftbefehl und das Anwaltsschreiben mit derselben Schreibmaschine geschrieben wurden und 
die Unterfertigung sehr wahrscheinlich mit demselben Schreibgerät erfolgte. Dass aber die Behörde und der 
Anwalt dieselbe Schreibmaschine verwenden, um ihre Urkunden auszustellen, kann aber als ausgeschlossen 
angesehen werden. Auf den weiteren Umstand, dass die übrigen angeblichen Familienangehörigen, die bereits 
zuvor in das Bundesgebiet eingereist waren, den Beschwerdeführer nie als Familienmitglied nannten, wird hier 
ebenfalls nochmals ausdrücklich hingewiesen, wobei kein plausibler Grund ersichtlich ist, weswegen die 
angebliche Familie dies tun sollte, wäre der Beschwerdeführer tatsächlich Angehöriger der von ihm behaupteten 
Kernfamilie. 
 

Insgesamt betrachtet sind derart viele Widersprüche und Ungereimtheiten hervorgekommen, wurden zudem 
nicht authentische Urkunden vorgelegt, sodass das Vorbringen des Beschwerdeführers zu einer 
Bedrohungssituation sich als nicht glaubhaft erwiesen hat. 
 

Rechtlich ergibt sich Folgendes: 
 

Gemäß § 23 des Asylgerichtshofgesetzes, BGBl. I Nr. 4/2008 idgF (AsylGHG), sind, soweit sich aus dem 
Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem 
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Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBl. Nr. 
51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff 
"Beschwerde" tritt. 
 

Zu Spruchpunkt I. des erstinstanzlichen Bescheides: 
 

Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt 
hat, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zuständigkeit eines anderen Staates 
zurückzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im 
Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK droht. 
 

Flüchtling im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK ist, wer aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der 
Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen 
Gesinnung verfolgt zu werden, sich außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im 
Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, 
sich in Folge obiger Umstände außerhalb des Landes seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der 
Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurückzukehren. 
 

Zentrales Element des Flüchtlingsbegriffs ist die "begründete Furcht vor Verfolgung". Die begründete Furcht vor 
Verfolgung liegt dann vor, wenn objektiver Weise eine Person in der individuellen Situation des Asylwerbers 
Grund hat eine Verfolgung zu fürchten. Verlangt wird eine "Verfolgungsgefahr", wobei unter Verfolgung ein 
Eingriff von erheblicher Intensität in die vom Staat zu schützende Sphäre des Einzelnen zu verstehen ist, welcher 
geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rückkehr in das 
Land des vorherigen Aufenthalts zu begründen. Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in der Genfer 
Flüchtlingskonvention genannten Gründen haben und muss ihrerseits Ursache dafür sein, dass sich die 
betreffende Person außerhalb ihres Heimatlandes bzw. des Landes ihres vorherigen Aufenthaltes befindet. Die 
Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewöhnlichen Aufenthaltes zurechenbar 
sein. Zurechenbarkeit bedeutet nicht nur ein Verursachen, sondern bezeichnet eine Verantwortlichkeit in Bezug 
auf die bestehende Verfolgungsgefahr. Die Verfolgungsgefahr muss aktuell sein, was bedeutet das sie zum 
Zeitpunkt der Bescheiderlassung vorliegen muss. Bereits Gesetzte vergangene Verfolgungshandlungen stellen 
im Beweisverfahren ein wesentliches Indiz für eine bestehende pro futuro zu erwartende Verfolgungsgefahr dar. 
 

Umstände, die individuell und konkret den Beschwerdeführer betreffen und auf eine konkrete Verfolgung des 
Beschwerdeführers hindeuten könnten, konnten nicht festgestellt werden. Demzufolge ergibt sich aus dem 
Vorbringen des Beschwerdeführers keine asylrelevante Verfolgungsgefahr. So kommt es aber nach der ständigen 
Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes bei der Beurteilung des Vorliegens von Fluchtgründen immer auf die 
konkrete Situation des jeweiligen Asylwerbers, nicht aber auf die allgemeinen politischen Verhältnisse an. Es 
bestehen auch keine ausreichenden Hinweise dafür, dass sich aus der allgemeinen Situation allein etwas für den 
Beschwerdeführer gewinnen ließe, zumal keine ausreichenden Anhaltspunkte bestehen, dass der 
Beschwerdeführer schon allein auf Grund der Zugehörigkeit zu einer Gruppe mit maßgeblicher 
Wahrscheinlichkeit Verfolgung zu fürchten habe. Wenngleich nicht verkannt wird, dass es in Indien zu 
Menschenrechtsverletzungen kommen kann, ist hierbei auch die Anzahl der dort lebenden Personen in Betracht 
zu ziehen (über 1 Milliarde Menschen), womit sich aber die Anzahl der berichteten Übergriffe relativiert, sodass 
auch unter Berücksichtigung dieser Berichte über Menschenrechtsverletzungen keine asylrelevante bzw. im 
Bereich des § 8 AsylG relevante Verfolgungsgefahr betreffend den Beschwerdeführer auf Grund der 
allgemeinen Situation allein mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit erkannt werden kann. 
 

Aus den Feststellungen ergibt sich zudem, dass es dem Beschwerdeführer möglich wäre, etwaigen Repressionen 
auszuweichen, zumal sich aus dem Vorbringen des Beschwerdeführers jedenfalls nicht ergibt, dass er selbst eine 
exponierte Persönlichkeit wäre, die landesweit gesucht würde. Der Beschwerdeführer hat zwar einen Haftbefehl 
vorgelegt, der sich jedoch als nicht authentisch herausgestellt hat. Auch wenn es prinzipiell nicht auszuschließen 
ist, dass die Polizei im Punjab bzw. auch nicht-staatliche Organisationen in der Lage seien, verdächtige Personen 
überregional zu verfolgen, ist aber darauf hinzuweisen, dass diese "Verfolgung" durch die Polizei stets im 
Zusammenhang mit der Verfolgung sogenannter "high-profile" Verdächtiger zu sehen ist, und nicht-staatliche 
Organisationen nur in Ausnahmefällen dazu in der Lage sind, Personen auszuforschen. Da der Beschwerdeführer 
jedoch niemals behauptete, ein sogenannter "high-profile" Verdächtiger zu sein, er stützte die Verfolgungsgefahr 
nur auf den Umstand, dass sein angebl. Vater Wahlhelfer der Akali Dal, der Partei, die derzeit im Punjab an der 
Macht ist, gewesen sei, kann nicht angenommen werden, dass der Beschwerdeführer landesweit gesucht würde. 
 

Da es Existenzmöglichkeiten für den Beschwerdeführer außerhalb des Punjabs gibt (siehe obige Feststellungen), 
ist es ihm auch zumutbar, sich in einen anderen Teil Indiens zu begeben. Es sind sohin die Voraussetzungen für 
das Vorliegen einer inländischen Fluchtalternative gegeben, weswegen auch aus diesem Grunde die Gewährung 
von Asyl nicht in Betracht kommt (vgl. VwGH 24.01.2008, 2006/19/0985). 



 Asylgerichtshof 14.09.2010 

www.ris.bka.gv.at  Seite 27 von 29 

 

Da sohin keine Umstände vorliegen, wonach es ausreichend wahrscheinlich wäre, dass der Beschwerdeführer in 
seiner Heimat in asylrelevanter Weise bedroht wäre, ist die Abweisung des Antrages auf internationalen Schutz 
bezüglich der Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten durch das Bundesasylamt im Ergebnis nicht zu 
beanstanden. 
 

Zu Spruchpunkt II. des erstinstanzlichen Bescheides: 
 

Gemäß § 8 Abs. 1 AsylG ist der Status des subsidiär Schutzberechtigten einem Fremden zuzuerkennen, 1. der in 
Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung des 
Status des Asylberechtigten abgewiesen wird oder 2. dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist, 
wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale 
Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention 
bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit 
infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen 
würde. 
 

Gemäß der Judikatur des VwGH erfordert die Beurteilung des Vorliegens eines tatsächlichen Risikos eine 
ganzheitliche Bewertung der Gefahr an dem für die Zulässigkeit aufenthaltsbeendender Maßnahmen unter dem 
Gesichtspunkt des Art. 3 EMRK auch sonst gültigen Maßstab des "real risk", wobei sich die Gefahrenprognose 
auf die persönliche Situation des Betroffenen in Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage im Zielstaat zu 
beziehen hat (vgl. VwGH vom 31.03.2005, Zl. 2002/20/0582, Zl. 2005/20/0095). Dabei kann bei der Prüfung 
von außerhalb staatlicher Verantwortlichkeit liegenden Gegebenheiten nur dann in der Außerlandesschaffung 
des Antragsstellers eine Verletzung des Art. 3 EMRK liegen, wenn außergewöhnliche, exzeptionelle Umstände, 
glaubhaft gemacht sind (vgl. EGMR, Urteil vom 06.02.2001, Beschwerde Nr. 44599/98, Bensaid v United 
Kingdom; VwGH 21.08.2001, Zl. 2000/01/0443). 
 

Wie die Beweiswürdigung ergeben hat, ist das Vorbringen des Beschwerdeführers hinsichtlich einer ihn selbst 
betreffenden Verfolgungsgefahr zur Gänze unglaubwürdig, weshalb auf Grund des konkreten Vorbringens des 
Beschwerdeführers auch keinerlei Bedrohung im Sinne des § 8 AsylG erkannt werden kann. 
 

Auch hier ist die bereits oben getätigte Alternativbegründung zu Spruchpunkt I. des erstinstanzlichen Bescheides 
einschlägig (innerstaatliche Fluchtalternative), weshalb auf diese verwiesen wird und auch aus diesem Grunde 
eine Schutzgewährung im Sinne des § 8 AsylG nicht in Betracht kommt. 
 

Aus der allgemeinen Situation allein ergeben sich aber auch keine ausreichenden Anhaltspunkte dafür, dass es 
ausreichend wahrscheinlich wäre, dass der Beschwerdeführer im Falle einer Rückkehr im Sinne des § 8 AsylG 
bedroht wäre. Auf die bereits oben zu Spruchpunkt I. des erstinstanzlichen Bescheides getätigten und auch hier 
einschlägigen Ausführungen wird verwiesen. 
 

Im Hinblick auf die Feststellungen zur allgemeinen Situation, denen zufolge die Grundversorgung der 
Bevölkerung mit Nahrungsmitteln gewährleistet ist, kann auch nicht angenommen werden, dass der 
Beschwerdeführer, der in Indien aufgewachsen ist, im Falle einer Rückkehr in eine ausweglose Lage geriete. Der 
Beschwerdeführer ist ein junger, gesunder, arbeitsfähiger Mann, sodass es ihm zumutbar ist, sich in seiner 
Heimat den notwendigen Unterhalt zu sichern. Die Anträge seiner angebl. Kernfamilie wurden mit 
Erkenntnissen vom heutigen Tag abgewiesen, sodass er auf deren Unterstützung in Indien zurückgreifen kann. 
Zudem verfügt er in seiner Heimat über weitere soziale Anknüpfungspunkte; seine angebl. Großmutter, bei der 
er schon vor seiner Ausreise gelebt habe, sowie weiter Verwandte halten sich nach wie vor in Indien auf, 
weshalb auch von daher nicht angenommen werden kann, der Beschwerdeführer geriete im Falle einer Rückkehr 
in eine lebensbedrohliche Notlage. Schwierige Lebensumstände genügen für eine Schutzgewährung im Sinne 
des § 8 AsylG nicht. 
 

Da sohin keine Gründe für die Annahme bestehen, dass der Beschwerdeführer im Heimatland im Sinne des § 8 
AsylG bedroht wäre, ist die Abweisung des Antrages auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des 
Status eines subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf Indien durch das Bundesasylamt im Ergebnis nicht zu 
beanstanden. 
 

Zu Spruchpunkt III. des erstinstanzlichen Bescheides: 
 

Gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 idF BGBl. I Nr. 122/2009 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz 
mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der 
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Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär 
Schutzberechtigten abgewiesen wird. 
 

Gemäß § 10 Abs. 2 AsylG sind Ausweisungen nach Abs. 1 unzulässig, wenn 1. dem Fremden im Einzelfall ein 
nicht auf dieses Bundesgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht zukommt oder 2. diese eine Verletzung von Art. 8 
EMRK darstellen würden. Dabei sind insbesondere zu berücksichtigen: die Art und Dauer des bisherigen 
Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig war; 

das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens; die Schutzwürdigkeit des Privatlebens; der Grad der Integration; 
die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden; die strafgerichtliche Unbescholtenheit; 

Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und 
Einwanderungsrechts sowie die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt 
entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren. 
 

Würde ihre Durchführung aus Gründen, die in der Person des Asylwerbers liegen und nicht von Dauer sind, Art. 
3 MRK verletzen, so ist gemäß § 10 Abs. 3 AsylG die Durchführung für die notwendige Zeit aufzuschieben. 
 

Gem. § 10 Abs. 5 AsylG 2005 ist über die Zulässigkeit der Ausweisung jedenfalls begründet, insbesondere im 
Hinblick darauf, ob diese gemäß § 10 Abs. 2 Z 2 auf Dauer unzulässig ist, abzusprechen. Die Unzulässigkeit 
einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und 
Familienlebens auf Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend sind. Dies ist 
insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im 
Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder Personen, die über ein gemeinschaftsrechtliches oder 
unbefristetes Niederlassungsrecht (§§ 45 und 48 oder §§ 51 ff NAG) verfügen, unzulässig wäre. 
 

Bei einer Ausweisungsentscheidung ist auf Art. 8 EMRK Bedacht zu nehmen (VfGH vom 15.10.2004, G 
237/03, VfGH vom 17.03.2005, G 78/04 u. a.). Gemäß Art. 8 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung 
seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung und seines Briefverkehrs. Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist 
der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts nur statthaft, insoweit dieser Eingriff 
gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die 
nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung 
der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder 
zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist. 
 

Die angebl. Eltern und Geschwister des Beschwerdeführers halten sich zwar ebenfalls im Bundesgebiet auf, 
doch haben diese ebenfalls Anträge auf internationalen Schutz gestellt, die mit Erkenntnissen vom heutigen Tag 
abgewiesen wurden, und wurden diese ebenfalls ausgewiesen, sodass insofern kein Eingriff in das Recht auf 
Familienleben vorliegt. Der Beschwerdeführer hat zwar auch noch Onkeln im Bundesgebiet, die teilweise bereits 
österreichische Staatsbürger sind, doch lebt der Beschwerdeführer mit diesen nicht im gemeinsamen Haushalt, er 
ist von diesen nicht abhängig und hatte auch schon vor seiner Ausreise aus Indien mit seinen hier lebenden 
Verwandten nicht zusammen gelebt. Demzufolge kann nicht erkannt werden, dass durch eine Ausweisung das 
Familienleben des Beschwerdeführers berührt wäre. 
 

Zudem ist bei einer Abwägung im Sinne des Art. 8 Abs. 2 EMRK die Ausweisung jedenfalls gerechtfertigt. 
 

Bei der Prüfung der Zulässigkeit von Ausweisungen und dem damit verbundenen Eingriff in das Privat- und 
Familienleben hat eine Einzelfallprüfung zu erfolgen, die sich nicht in der formelhaften Abwägung iSd Art. 8 
EMRK erschöpfen darf, sondern auf die individuelle Lebenssituation des von der Ausweisung Betroffenen 
eingehen muss. Wie der Verfassungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 29.09.2007, B328/07, dargelegt hat, 
lassen sich aus der Judikatur des Europäischen Gerichtshofes eine Vielzahl von Kriterien ableiten, die bei der 
gebotenen Interessensabwägung zu beachten sind. Dazu zählen vor allem die Aufenthaltsdauer, die an keine 
fixen zeitlichen Vorgaben geknüpft ist (EGMR vom 31.01.2006, 50.435/99), das tatsächliche Bestehen eines 
Familienlebens (EGMR vom 28.05.1985, 9214/80, 9473/81, 9474/81 ua.) und dessen Intensität (EGMR vom 
02.08.2001, 54.273/00), der Grad der Integration, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und 
Freunden, der Selbsterhaltungsfähigkeit, der Schul- oder Berufsausbildung, der Beschäftigung und ähnlichen 
Umständen manifestiert (EGMR vom 04.10.2001, 43.359/98 ua.), die Bindung zum Heimatstaat, die 
strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch Verstöße gegen das Einwanderungsrecht und die Erfordernisse der 
öffentlichen Ordnung (EGMR vom 24.11.1998, 40.447/98 ua.) und die Frage, ob das Privat- und Familienleben 
zu einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren 
(EGMR vom 24.11.1998, 40.447/98 ua.). 
 

Der Beschwerdeführer pflegt Kontakt zu seinen Verwandten im Bundesgebiet, er lebt aber erst wenige Jahre im 
Bundesgebiet, er arbeitet nicht und spricht nicht Deutsch, ist zudem sein Aufenthalt dadurch gemindert, dass er 
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sich bloß auf einen letztlich unbegründeten Asylantrag stützte. Insofern musste sich der Beschwerdeführer 
bewusst sein, dass er im Falle des negativen Ausganges des Asylverfahrens das Bundesgebiet wieder wird 
verlassen müssen, weswegen eingegangene Verankerungen im Bundesgebiet nicht schwer wiegen. Hinzu 
kommt, dass die angebl. Kernfamilie des Beschwerdeführers mit Erkenntnissen vom heutigen Tag ausgewiesen 
wurde, sodass die Kernfamilie des Beschwerdeführers sich nicht im Bundesgebiet, sondern in Indien aufhalten 
wird. 
 

Nach ständiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt 
von Fremden regeln, aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung (Artikel 8 
Abs. 2 EMRK) ein hoher Stellenwert zu (VwGH 16.01.2001, Zl. 2000/18/0251, uva). 
 

Der VwGH hat erkannt, dass beharrliches illegales Verbleiben eines Fremden nach rechtskräftigem Abschluss 
des Asylverfahrens bzw. ein länger dauernder illegaler Aufenthalt eine gewichtige Gefährdung der öffentlichen 
Ordnung im Hinblick auf ein geordnetes Fremdenwesen darstellen würde, was eine Ausweisung als dringend 
geboten erscheinen lässt (VwGH 31.10.2002, Zl. 2002/18/0190). 
 

Der angebl. Vater des Beschwerdeführers ist illegal in das Bundesgebiet eingereist, er hat einen Asylantrag 
gestellt, der sich letztlich als unbegründet herausstellte, in der Folge ist die Kernfamilie diesem nachgereist und 
stellte ebenfalls Anträge auf internationalen Schutz, die ebenfalls unbegründet waren, sodass letztlich die angebl. 
Familie des Beschwerdeführers unter Umgehung der fremdenrechtlichen Bestimmungen ein Aufenthaltsrecht im 
Bundesgebiet zu erwirken suchte. Ein Verbleib im Bundesgebiet würde demnach eine gewichtige Gefährdung 
der öffentlichen Ordnung im Hinblick auf ein geordnetes Fremdenwesen darstellen. Demgegenüber wiegen aber 
die privaten Interessen des Beschwerdeführers am Verbleib im Bundesgebiet nicht derart schwer, dass die 
Normen, die die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regeln, dadurch in den Hintergrund gedrängt würden. 
Der Beschwerdeführer hat den Großteil seines Lebens in Indien verbracht, wird seine angebl. Kernfamilie 
ebenfalls mit Erkenntnissen vom heutigen Tag ausgewiesen, sodass trotz der Interessen des Beschwerdeführers 
im Bundesgebiet eine Ausweisung nicht unverhältnismäßig ist. (vgl. VwGH 27.05.2009, 2009/21/0082; EGMR 
11.04.2006, Nr. 6129/00, Useinov gegen die Niederlande) 
 

Die privaten Interessen am Verbleib im Bundesgebiet sind daher - wie oben ausgeführt - mangels ausreichender 
Bindungen zum Bundesgebiet nicht derart ausgeprägt, dass sie die öffentlichen Interessen überwiegten, sondern 
überwiegt hier das gewichtige öffentliche Interesse an einem geordneten Fremdenwesen, weshalb selbst bei 
Bestehen eines Privat- und Familienlebens im Bundesgebiet die Ausweisung gerechtfertigt ist. 
 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 


